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Stand: Januar 2004

Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes
zur Unternehmensintegritat
und Modernisierung des Anfechtungsrechts
(UMAG)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Aktiengesetzes

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBI. | S. 1089), zuletzt geandert durch..., wird
wie folgt geandert:
1. Nach § 93 Abs. 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

,Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn das Vorstandsmitglied bei einer un-
ternehmerischen Entscheidung ohne grobe Fahrlassigkeit annehmen durfte, auf
der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Gesellschaft zu han-

deln.”
2. § 117 Abs. 7 Nr. 1 wird aufgehoben, die bisherigen Nummern 2 und 3 werden Num-
mern 1 und 2.
3. §122 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

»8 142 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.”
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4.  § 123 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 123

Frist, Anmeldung zur Hauptversammlung, Nachweis®.

b) Die Absatze 2 bis 4 werden wie folgt neu gefasst:

»(2) Die Satzung kann die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Aus-

3)

(4)

Ubung des Stimmrechts davon abhangig machen, dass die Aktionare sich
vor der Versammlung anmelden. Sieht die Satzung eine Anmeldung vor, so
tritt fur die Berechnung der Einberufungsfrist an die Stelle des Tages der
Versammlung der Tag, bis zu dessen Ablauf sich die Aktionare vor der
Versammlung anzumelden haben. Es genugt, wenn die Aktionare sich

nicht spater als am siebten Tag vor der Versammlung anmelden.

Bei Inhaberaktien kann die Satzung zusétzlich bestimmen, wie die Berech-
tigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausiibung des
Stimmrechts nachzuweisen ist. Der Nachweis des depotfliihrenden Kredit-
instituts reicht aus. Ein Berechtigungsnachweis hat sich auf den vierzehn-
ten Tag vor der Versammlung zu beziehen. Im Verhaltnis zur Gesellschaft
gilt bis zur Beendigung der Hauptversammlung als Aktionar nur, wer den
Nachweis erbracht hat. Es gentigt, wenn dieser der Gesellschaft nicht

spater als am siebten Tag vor der Versammlung zugeht.

Fur die Berechnung der Fristen ist der Tag der Hauptversammlung das
malfigebliche Ereignis im Sinne von § 187 Abs. 1, § 188 Abs. 2, § 193 des

Birgerlichen Gesetzbuches.”

5. §125 Abs. 2 Nr. 1 wird gestrichen; die bisherigen Nummern 2 und 3 werden zu Num-

mern 1 und 2.

6. Nach § 127 wird folgender § 127a eingeflgt:

»8 127a Kommunikation zwischen Aktionaren

(1)

Sind Aktionarsrechte nach dem Gesetz von einem Mindestbesitz oder einer

Stimmrechtsquote abhangig, so kann jeder Aktionar im Aktionarsforum des
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elektronischen Bundesanzeigers andere Aktionare auffordern, sich seinem
Begehren anzuschlieen, wenn er glaubhaft macht, dass er der Gesell-
schaft die Aufforderung im vollen Wortlaut mindestens drei Werktage vor

dem Veroffentlichungsdatum tbermittelt hat.

(2) Die Kosten der Aufforderung bis zu 5 000 Zeichen sind dem Aktionar von
der Gesellschaft zu erstatten, wenn dem Begehren der Minderheit entspro-

chen wird.

(3) Die Gesellschaft kann zu der Aufforderung im elektronischen Bundesan-

zeiger Stellung nehmen.*

7. §130 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»Gleiches gilt fur jedes Verlangen einer Minderheit nach § 120 Abs. 1 Satz 2 und
§137.°

8.  § 131 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 3 werden nach der Nummer 6 der Punkt durch ein Semikolon ersetzt

und folgende Nummern angefugt:

-7 .- wenn ein Aktionar die durch den Versammlungsleiter zuvor angemes-

sen festgelegte Rede- und Fragezeit Uiberschritten hat;

8. soweit sich die Auskunft aus einer auf der Internetseite der Gesellschaft
zuganglichen Information ergibt; die Information muss mindestens seit
einer Woche vor Beginn der Hauptversammlung bis zu deren Ende

durchgangig zuganglich sein;

9. soweit die Auskunft auf die Frage bereits auf der Internetseite der Ge-

sellschaft nach MalRgabe von Absatz 6 erteilt worden ist.”
b)  Folgender Absatz 6 wird angeflgt:

»(6) Die Satzung oder die Geschaftsordnung gemaf § 129 kann den Vor-
stand ermachtigen, in der Einberufung der Hauptversammlung fir be-
stimmte Tagesordnungspunkte Fragen in Textform zuzulassen. Fur die Ein-

reichung dieser Fragen ist in der Einberufung eine Frist und eine Adresse
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anzugeben. Die Fragen sind drei Tage vor und wahrend der Hauptver-
sammlung auf der Internetseite der Gesellschaft zuganglich zu machen;
werden die Antworten nicht in der Hauptversammlung erteilt, so sind sie

wie die Fragen zuganglich zu machen.*

9. In § 135 Abs. 4 Satz 3 zweiter Halbsatz werden die Worter ,der Aktien oder einer Be-

scheinigung Uber die Hinterlegung der Aktien bei einem Notar oder einer Wertpapier-

sammelbank” durch die Wérter: ,eines Berechtigungsnachweises gemal § 123 Abs. 3°

ersetzt.

10. § 142 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird durch folgende Séatze ersetzt:

,Lehnt die Hauptversammlung einen Antrag auf Bestellung von Sonder-
prufern zur Prifung eines Vorgangs bei der Griindung oder eines nicht -
ber finf Jahre zurickliegenden Vorgangs bei der Geschéftsflihrung ab, so
hat das Gericht auf Antrag von Aktionaren, deren Anteile bei Antragstellung
zusammen den hundertsten Teil des Grundkapitals oder einen Bérsenwert
von 100 000 Euro erreichen, Sonderprifer zu bestellen, wenn Tatsachen
vorliegen, die den Verdacht rechtfertigen, dass bei dem Vorgang Unred-
lichkeiten oder grobe Verletzungen des Gesetzes oder der Satzung vorge-
kommen sind. Borsenwert ist der nach Umsatzen gewichtete durchschnittli-
che Borsenkurs der Aktien wahrend der letzten drei Monate vor Antrag-
stellung nach Mal3gabe der aufgrund von § 31 Abs. 7 des Wertpapierer-

werbs- und Ubernahmegesetzes erlassenen Rechtsverordnung.*

bb) Im neuen Satz 3 werden nach dem Wort ,hinterlegen” die Wérter: ,oder eine

Versicherung des depotfliihrenden Kreditinstituts vorzulegen, dass die Aktien

solange nicht veraufiert werden” eingeflgt.

b)  Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Hat die Hauptversammlung Sonderprufer bestellt, so hat das Gericht auf
Antrag von Aktionaren, deren Anteile bei Antragstellung zusammen den

hundertsten Teil des Grundkapitals oder einen Bérsenwert von 100 000 Eu-
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ro (Absatz 2 Satz 2) erreichen, einen anderen Sonderprtfer zu bestellen,
wenn dies aus einem in der Person des bestellten Sonderprifers liegenden
Grund geboten erscheint, insbesondere, wenn der bestellte Sonderprifer
nicht die fir den Gegenstand der Sonderprifung erforderlichen Kenntnisse
hat, wenn seine Befangenheit zu besorgen ist oder Bedenken gegen seine

Zuverlassigkeit bestehen.”

11. § 145 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Auf Antrag des Vorstands hat das Gericht zu gestatten, dass die
Pflichten nach Absatz 1 bis 3 nicht erfullt werden mussen, soweit Uberwie-

gende Belange der Gesellschaft dies gebieten.”

b)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

12. § 146 wird wie folgt gefasst:
,§ 146
Kosten

Bestellt das Gericht Sonderprtifer, so tragt die Gesellschaft die Gerichtskosten
und die Kosten der Prifung. Hat der Antragsteller die Bestellung durch mutwillig
oder grobfahrlassig unrichtigen Vortrag erwirkt, so hat der Antragsteller der Ge-

sellschaft die Kosten zu erstatten.”

13. § 147 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die Ersatzanspriiche der Gesellschaft aus der Griindung gegen die nach
den §§ 46 bis 48, 53 verpflichteten Personen oder aus der Geschaftsflih-
rung gegen die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats oder aus
§ 117 missen geltend gemacht werden, wenn es die Hauptversammlung

mit einfacher Stimmenmehrheit beschlie3t. Der Ersatzanspruch soll binnen
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c)

sechs Monaten seit dem Tage der Hauptversammlung geltend gemacht

werden.*
Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Das Gericht (§ 14) hat auf Antrag von Aktionaren, deren Anteile zusammen den
zehnten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von einer Million Euro
erreichen, als Vertreter der Gesellschaft zur Geltendmachung des Ersatzan-

spruchs andere als die nach §§ 78, 112 oder nach Satz 1 zur Vertretung der Ge-
sellschaft berufene Personen zu bestellen, wenn ihm dies flir eine gehorige Gel-

tendmachung zweckmalig erscheint.”

Absatz 3 und 4 werden aufgehoben.

14. Nach § 147 wird folgender § 147a eingefugt:

(1)

,§ 147a
Klagezulassungsverfahren

Aktionare, deren Anteile im Zeitpunkt der Antragstellung zusammen den einhun-
dertsten Teil des Grundkapitals oder einen Bérsenwert von 100.000 Euro (§ 142
Abs. 2 Satz 2) erreichen, kdnnen beantragen, im eigenen Namen die in § 147

Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Ersatzanspriiche der Gesellschaft gerichtlich geltend

zu machen. Das Gericht lasst die Klage zu, wenn

1. die Aktionare durch Urkunden glaubhaft machen, dass sie die Aktien vor
dem Zeitpunkt erworben haben, in dem sie von den beanstandeten Pflicht-
verstdlien Kenntnis erlangt haben, es sei denn, dass der Aktienerwerb auf

Gesamtrechtsnachfolge beruht,

2.  sie glaubhaft machen, dass sie die Gesellschaft unter Fristsetzung erfolglos

aufgefordert haben, selbst Klage zu erheben,

3. Tatsachen vorliegen, die den Verdacht rechtfertigen, dass der Gesellschaft
durch Unredlichkeit oder grobe Verletzung des Gesetzes oder der Satzung

ein Schaden entstanden ist und

4.  der Geltendmachung des Ersatzanspruchs keine Uberwiegenden Griinde

des Gesellschaftswohls entgegenstehen.
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(2) Uber den Antrag auf Klagezulassung entscheidet das Landgericht, in dessen Be-
zirk die Gesellschaft ihren Sitz hat. Vor der Entscheidung hat es dem Antrags-
gegner und der Gesellschaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Gegen
die Entscheidung findet die sofortige Beschwerde statt. Die Rechtsbeschwerde

ist ausgeschlossen.

(3) Hat das Gericht dem Antrag stattgegeben, kann die Klage nur binnen drei Mo-
naten nach Zustellung der Entscheidung vor dem nach Absatz 2 zustandigen Ge-
richt erhoben werden. Sie ist gegen die in § 147 Abs. 1 Satz 1 genannten Perso-
nen und auf Leistung an die Gesellschaft zu richten. Eine Nebenintervention ist
nach Zulassung der Klage nicht mehr moglich. Mehrere Klagen sind zur gleich-
zeitigen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden. Die Klageerhebung ist un-
verzuglich von der Gesellschaft durch die Gesellschaftsblatter bekannt zu ma-

chen.

(4) Wird der Haftungsprozess in anderer Weise als durch rechtskraftiges Urteil be-
endet, hat der Vorstand die Verfahrensbeendigung unverziglich in den Gesell-
schaftsblattern bekannt zu machen. Die Bekanntmachung hat die Art der Verfah-
rensbeendigung, alle hiermit im Zusammenhang stehenden Vereinbarungen ein-
schliellich Nebenabreden im vollstandigen Wortlaut sowie die Namen der Betei-
ligten und ihren Aktienbesitz zu enthalten. Etwaige Leistungen der Gesellschaft
und in ihrem Interesse handelnder Dritter sind gesondert zu beschreiben und
hervorzuheben. Satz 1 bis 3 gelten entsprechend flr Vereinbarungen, die zur
Vermeidung eines Prozesses geschlossen werden. Die vollstandige Bekanntma-
chung ist Wirksamkeitsvoraussetzung fiir alle Leistungspflichten der Gesellschaft
und in ihrem Interesse handelnder Dritter. Die Wirksamkeit von verfahrensbeen-
digenden Prozesshandlungen bleibt hiervon unberthrt. Der Vorstand hat der
Hauptversammlung Uber die Verfahrensbeendigung mit allen wesentlichen Um-

standen zu berichten.

(5) Das Urteil wirkt, auch wenn es auf Klageabweisung lautet, fir und gegen die Ge-
sellschaft und die Ubrigen Aktionare. Entsprechendes gilt fir einen Vergleich
(Absatz 4).

(6) Die Kosten des Zulassungsverfahrens haben die Antragsteller zu tragen, soweit
ihr Antrag abgewiesen wird. Im Ubrigen ist Uber die Kostentragung im Endurteil
zu entscheiden. Wird die Klage ganz oder teilweise abgewiesen, hat die Gesell-

schaft den Klagern die von diesen zu tragenden Kosten zu erstatten, sofern nicht
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15.

16.

17.

18.

die Klager die Klagezulassung durch mutwillig oder grobfahrlassig unrichtigen
Vortrag erwirkt haben. Haben mehrere Aktionare die Klagezulassung als Streit-
genossen erwirkt, so sind die Kosten mehrerer Bevollmachtigter nur zu erstatten,

soweit sie zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung unerlasslich waren.*

In § 193 Abs. 2 Nr. 4 werden die Worter: ,bei Beschllissen nach § 192 Abs. 2 Nr. 3°
durch die Wérter: ,bei Beschllissen zur Gewahrung von Bezugsrechten an Arbeitneh-
mer oder Mitglieder der Geschéaftsfihrung nach § 192 Abs. 2 Nr. 1 oder 3“ ersetzt.

In § 237 Abs. 5 wird nach der Angabe ,Absatzes 3“ die Angabe: ,Nummer 1 und 2“
angefugt.

Dem § 242 Abs. 2 werden folgende Satze angefugt:

»Ist ein Hauptversammlungsbeschluss nach § 241 Nr. 5 oder § 249 nichtig, so
kann das Urteil nach § 248 Abs. 1 Satz 3 nicht mehr eingetragen werden, wenn
gemal § 246a Abs. 1 Satz 1 rechtskraftig festgestellt wurde, dass Mangel des
Hauptversammlungsbeschlusses die Wirkung der Eintragung unberihrt lassen.
§ 144 Abs. 2 des Gesetzes Uber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

barkeit findet keine Anwendung.*

§ 243 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Wegen unrichtiger, unvollstandiger oder verweigerter Erteilung von Informa-
tionen kann nur angefochten werden, wenn ein objektiv urteilender Aktionar sein
Verhalten von ihrem Inhalt abhangig gemacht hatte. Auf unrichtige, unvollstandi-
ge oder unzureichende Informationen Uber die Ermittlung, H6he oder Angemes-
senheit von Leistungen, Abfindungen, Zuzahlungen oder Uber sonstige Bewer-
tungsfragen kann eine Anfechtungsklage nicht gestitzt werden, wenn das Ge-

setz flr Bewertungsrigen die Durchflihrung eines Spruchverfahrens vorsieht.”
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19. In § 245 Nr. 1 werden nach den Wértern ,wenn er® die Wérter ,die Aktien schon vor der

Bekanntmachung der Tagesordnung erworben hatte und“ eingefligt.

20. In § 246 Abs. 3 werden folgende Satze 2 bis 4 eingefligt:

,Ist bei dem Landgericht eine Kammer fir Handelssachen gebildet, so entschei-
det diese an Stelle der Zivilkammer. Die Landesregierung kann die Entscheidung
durch Rechtsverordnung fiir die Bezirke mehrerer Landgerichte einem der Land-
gerichte Ubertragen, wenn dies der Sicherung einer einheitlichen Rechtspre-
chung dient. Die Landesregierung kann die Erméachtigung auf die Landesjustiz-

verwaltung Ubertragen.*

21. Nach § 246 wird folgender § 246a eingefugt:
.S 246a
Freigabeverfahren

Wird gegen die Eintragung eines Hauptversammlungsbeschlusses Uber ei-
ne MalRnahme der Kapitalbeschaffung oder der Kapitalherabsetzung
(§§ 182 bis 240) oder einen Unternehmensvertrag (§§ 291 bis 307) Klage
erhoben, so kann das Prozessgericht auf Antrag der Gesellschaft durch
rechtskraftigen Beschluss feststellen, dass die Erhebung der Klage der
Eintragung nicht entgegensteht und Mangel des Hauptversammlungsbe-
schlusses die Wirkung der Eintragung unberthrt lassen. Ein Beschluss
nach Satz 1 darf nur ergehen, wenn die Klage unzulassig oder offensicht-
lich unbegriindet ist oder wenn das alsbaldige Wirksamwerden des Haupt-
versammlungsbeschlusses nach freier Uberzeugung des Gerichts unter
Bertcksichtigung der Schwere der mit der Klage geltend gemachten
Rechtsverletzungen zur Abwendung der vom Antragssteller dargelegten
wesentlichen Nachteile flr die Gesellschaft und ihre Aktionare vorrangig
erscheint. Der Beschluss ist flir das Registergericht bindend, die Feststel-
lung der Bestandskraft der Eintragung wirkt fir und gegen jedermann. Der
Beschluss soll spatestens drei Monate nach Antragstellung, in dringenden
Fallen auch ohne miuindliche Verhandlung, ergehen; Verzdgerungen der
Entscheidung sind durch unanfechtbaren Beschluss zu begriinden. Die

vorgebrachten Tatsachen, auf Grund derer der Beschluss nach Satz 1 er-
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gehen kann, sind glaubhaft zu machen. Gegen den Beschluss nach Satz 1
findet die sofortige Beschwerde statt, Satz 4 gilt entsprechend. Erweist sich
die Klage als begriindet, so ist die Gesellschaft, die den Beschluss erwirkt
hat, verpflichtet, dem Antragsgegner den Schaden zu ersetzen, der ihm
aus einer auf dem Beschluss beruhenden Eintragung des Hauptversamm-
lungsbeschlusses entstanden ist. Als Ersatz des Schadens kann die Besei-

tigung der Wirkung der Eintragung nicht verlangt werden.*

Nach § 248 wird folgender § 248a eingeflgt:

§ 249 Abs.

a)

b)

.S 248a
Anderweitige Verfahrensbeendigung

Wird der Anfechtungsprozess in anderer Weise als durch rechtskraftiges
Urteil beendet, hat der Vorstand die Verfahrensbeendigung unverziglich in
den Gesellschaftsblattern bekannt zu machen. § 147a Abs. 4 ist anzuwen-

den.

1 wird wie folgt gedndert:
Satz 1 wird wie folgt gefasst:

-Erhebt ein Aktionar, der Vorstand oder ein Mitglied des Vorstands oder
des Aufsichtsrats Klage auf Feststellung der Nichtigkeit eines Hauptver-
sammlungsbeschlusses gegen die Gesellschaft, so gelten § 246 Abs. 2,
Abs. 3 Satz 1 bis 4, Abs. 4, §§ 246a, 247, 248 und 248a sinngemal.”

Folgender Satz 3 wird angefiigt:

~ochafft der Hauptversammlungsbeschluss Voraussetzungen fir eine Um-
wandlung nach § 1 des Umwandlungsgesetzes und kann die Nichtigkeit
des Umwandlungsbeschlusses nicht mehr geltend gemacht werden, gilt

dies auch fur den Hauptversammlungsbeschluss.*

§ 250 Abs. 3 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

-Erhebt ein Aktionar, der Vorstand, ein Mitglied des Vorstands oder des

Aufsichtsrats oder eine in Absatz 2 bezeichnete Organisation oder Vertre-
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tung der Arbeitnehmer gegen die Gesellschaft Klage auf Feststellung, dass
die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds nichtig ist, so gelten § 246 Abs. 2, 3
Satz 1 bis 4, Abs. 4, §§ 247, 248 Abs. 1 Satz 2, § 248a und 249 Abs. 2
sinngemaf.”
25. § 251 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
»(3) Fur das Anfechtungsverfahren gelten §§ 246, 247, 248 Abs. 1 Satz 2 und
§ 248a.”

26. § 254 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Fur die Anfechtung gelten §§ 244 bis 246, §§ 247 bis 248a.”

27. § 255 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Fur die Anfechtung gelten §§ 244 bis 248a.”

28. § 257 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Fur die Anfechtung gelten §§ 244 bis 246, §§ 247 bis 248a.*

29. § 258 Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

“Er kann nur von Aktionaren gestellt werden, deren Anteile zusammen den

Schwellenwert des § 142 Abs. 2 erreichen.”

b) In Satz 4 werden nach dem Wort ,hinterlegen® die Woérter: ,oder eine Versiche-
rung des depotfihrenden Kreditinstituts vorzulegen, dass die Aktien solange

nicht verauliert werden“ eingeflgt.”
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30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.
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In § 259 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe ,§ 145 Abs. 4“ durch die Angabe ,§ 145 Abs. 5¢
ersetzt.
§ 275 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
»Fur die Anfechtung gelten § 246 Abs. 2 bis 4, §§ 247, 248 Abs. 1 Satz 1,
§§ 248a, 249 Abs. 2 sinngemal.”

In § 280 Abs. 1 werden die Worter ,von mindestens flnf Personen® gestrichen.

§ 289 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Fur die Zustimmung der Kommanditaktionare zur Auflésung der Gesellschaft ist
ein Beschluss der Hauptversammlung nétig.”

§ 315 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

“Wenn sonstige Tatsachen vorliegen, die den Verdacht einer pflichtwidrigen
Nachteilszufligung rechtfertigen, kann der Antrag auch von Aktionaren gestellt
werden, deren Anteile zusammen den Schwellenwert des § 142 Abs. 2 erreichen,
wenn sie glaubhaft machen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem Ta-

ge der Antragstellung Inhaber der Aktien sind.”

§ 320b Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden nach den Wértern ,nicht angemessen® die Woérter ,oder

nicht oder nicht ordnungsgemaf angeboten worden* eingefiigt.

b) In Satz 2 werden nach den Wértern ,nicht angemessen® die Woérter ,oder

nicht oder nicht ordnungsgemaf angeboten worden* eingefiigt.

c) Satz 3 wird gestrichen.

§ 327f wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden nach den Wértern ,nicht angemessen® die Warter ,oder

nicht oder nicht ordnungsgemaf angeboten worden* eingefiigt.
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b) In Satz 2 werden nach den Wértern ,nicht angemessen® die Wérter ,,oder

nicht oder nicht ordnungsgemaf angeboten worden* eingefiigt.

c) Satz 3 wird gestrichen.

37. § 402 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst: ,Falsche Ausstellung von Berechti-

gungsnachweisen®.

b) In Absatz 1 werden die Worter ,lUber die Hinterlegung von Aktien oder Zwi-

schenscheinen® gestrichen.

38. In §407 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe ,§ 246 Abs. 4, die Angabe ,§ 248a,, ein-
gefugt.

Artikel 2

Anderung sonstigen Bundesrechts

(1) § 16 des Einfuhrungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBI. |

S. 1185), das zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt gefasst:
»8 16
Ubergangsvorschrift zu § 123 Abs. 2, 3 und § 125 Abs. 2 des Aktiengesetzes

§ 123 Abs. 2 und 3 AktG und § 125 Abs. 2 in der Fassung des Gesetzes zur Un-
ternehmensintegritat und Modernisierung des Anfechtungsrechts gelten fir
Hauptversammlungen, die nach dem (hier einfigen: 31. Dezember des Jahres, in
dem das Gesetz verklindet wird) stattfinden. Satzungsbestimmungen, die die
Hinterlegung von Aktien als Voraussetzung fir die Teilnahme oder die Ausiibung
des Stimmrechts bestimmen, gelten vorbehaltlich einer Satzungsanderung fir
Hauptversammlungen nach dem (hier einfligen: 31. Dezember des Jahres, in
dem das Gesetz verkiindet wird) mit der MaRgabe, dass jedenfalls auch der

Nachweis des depotfliihrenden Finanzinstituts ausreicht.”
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(2) In § 145 Abs. 1 des Gesetzes Uber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in
der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 315-1, veréffentlichten bereinigten
Fassung, das zuletzt durch ... geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 147 Abs. 2 und 3“
durch die Angabe “§ 147 Abs. 2“ ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am (1. Januar 2005) in Kraft.
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Begrindung

. Allgemeiner Teil

Im Mai 2000 hat der Bundeskanzler die Regierungskommission ,,Corporate Governance —
Unternehmensfihrung — Unternehmenskontrolle — Modernisierung des Aktienrechts® einge-
setzt. Die Kommission hatte den Auftrag, sich mit mdglichen Defiziten des deutschen Sys-
tems der Unternehmensfuhrung und -kontrolle zu befassen. Darlber hinaus sollte sie im
Hinblick auf den durch Globalisierung und Internationalisierung der Kapitalméarkte sich voll-
ziehenden Wandel unserer Unternehmens- und Marktstrukturen Vorschlage fir eine Moder-

nisierung unseres rechtlichen Regelwerkes unterbreiten.

Der Abschlussbericht der Regierungskommission Corporate Governance vom Juli 2001 (BT-
Drs. 14/7515 v. 14. August 2001) Iasst sich in die Empfehlungen an eine Kodex-Kommission
fur Deutschland und Empfehlungen an den Gesetzgeber gliedern. Die Empfehlungen zur
Einrichtung einer solchen Kommission und zum Inhalt eines Kodex sind in einer ersten Stufe
durch Einsetzung der Kommission Deutscher Corporate Governance Kodex unter Leitung
von Dr. Gerhard Cromme durch die Bundesministerin der Justiz am 6. September 2001 um-
gesetzt worden. Die von dieser Kommission entwickelten und zwischenzeitlich fortgeschrie-
benen Verhaltensregeln haben eine erfreuliche Akzeptanz bei den Unternehmen gefunden.
In einer zweiten Stufe wurde mit dem Transparenz- und Publizitatsgesetz vom 19. Juli 2002
der erste Teil der legislatorischen Anderungsvorschlage der Regierungskommission Corpo-
rate Governance umgesetzt. Wegen des herannahenden Endes der 14. Wahlperiode war
allerdings eine komplette Umsetzung der Empfehlungen nicht mehr mdéglich. Daher wurden
im Transparenz- und Publizitdtsgesetz zunachst die gesetzestechnisch einfacheren Rege-
lungen erledigt. Gleichzeitig wurde bereits im Allgemeinen Teil der Gesetzesbegriindung
zum Transparenz- und Publizitadtsgesetz angekiindigt, in der folgenden 15. Wahlperiode
weitere Gesetzgebungsvorschlage zu machen, um die Ubrig gebliebenen Empfehlungen um-

zusetzen.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll in einer dritten Stufe der bedeutendste Teil der ak-
tienrechtlichen Anderungsvorschlage der Regierungskommission Corporate Governance
umgesetzt werden. Alle Umsetzungsstufen sind als Einheit zu sehen. Schwerpunkt dieser
dritten Stufe ist das gesellschaftsrechtlich besonders wichtige Anfechtungs- und Haf-
tungsrecht in der Hauptversammlung, sowie das Recht der Aktionare zur Durchsetzung von
Haftungsanspriichen gegen andere Organe der Gesellschaft. Letztere Vorschlage der Regie-

rungskommission Corporate Governance sind zugleich Bestandteil des MaRnahmenkatalogs
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der Bundesregierung zur Starkung der Unternehmensintegritat und des Anlegerschutzes
(sog. 10 Punkte Programm vom 25. Februar 2003). Die Empfehlungen der Regierungskom-
mission zu Bilanzrecht und Abschlussprifung werden in der ebenfalls anstehenden Bilanz-
rechtsreform umgesetzt, wie auch die weiteren Vorschlage der Regierungskommission Cor-
porate Governance und des 10 Punkte Programms der Bundesregierung in gesonderten

Vorhaben verfolgt werden sollen.

Der vorliegende Gesetzentwurf wendet sich zwei wichtigen Bereichen zu: Zum einen behan-
delt er die Anfechtungsklage gegen Beschlisse der Hauptversammlung. Um dieses wichtige
Schutzinstrument zu bewahren, aber zugleich die missbrauchliche Ausnutzung des Anfech-
tungsrechts zu unterbinden, sieht der Entwurf Regelungen zum Frage- und Rederecht in der
Hauptversammlung vor und tbernimmt ferner fir besonders wichtige Anfechtungsfalle das
bewahrte gerichtliche Freigabeverfahren aus dem Umwandlungsgesetz.

In einem zweiten Schwerpunkt behandelt der Entwurf die Innenhaftung der Organe. Hier
geht es um Erleichterung der Klagedurchsetzung durch eine Minderheit. Um dabei miss-
brauchliche Rechtsausnutzung wiederum zu vermeiden, wird ein gerichtliches Vorverfahren
eingeflihrt und ein Haftungsfreiraum im Bereich qualifizierter unternehmerischer Entschei-

dungen geschaffen.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Abs.1 Nr.11 des Grundgeset-
zes (Recht der Wirtschaft).

Die Notwendigkeit einer bundesgesetzlichen Regelung nach Artikel 72 Abs. 2 des Grundge-
setzes ergibt sich daraus, dass die Anderungen das Aktiengesetz, das Gesetz (iber die An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und das Einfihrungsgesetz zum Aktiengesetz
betreffen, diese Bereiche bereits bundesrechtlich geregelt sind und weiterhin das Erfordernis
einer bundesgesetzlichen Regelung besteht, weil die Notwendigkeit bundeseinheitlicher Re-
gelungen Uber die Aktiengesellschaft angesichts der herausragenden Bedeutung dieser Ge-
sellschaftsformen auf dem Kapitalmarkt nach wie vor gegeben ist. Insofern ist eine bundes-
weit einheitliche Regelung des Anfechtungsrechts und des Verfolgungsrechts der Aktionare
weiterhin zwingend geboten. Diese Rechte sollen durch die Anderungen des Aktiengesetzes

auch im Interesse der Anleger verbessert werden.

Der Gesetzentwurf hat keine messbaren finanziellen Auswirkungen auf die 6ffentlichen

Haushalte von Bund, Landern und Kommunen.

Far die Wirtschaft werden durch die Modernisierung des Anfechtungsrechtes und die weitere

Nutzung elektronischer Medien bei der Vorbereitung und Durchfiihrung von Hauptversamm-
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lungen geringfligige Einsparungen eintreten. Durch zusatzliche Berichtspflichten gegentber
der Hauptversammlung kénnen wiederum geringfligige Mehrkosten flr die Unternehmen
entstehen, die jedoch noch nicht bezifferbar sind. Die Verbesserung des haftungsrechtlichen
Verfahrens kann zu héheren Kosten flir Organversicherungen flhren. Zugleich duirfte der
Vertrauensgewinn zugunsten des deutschen Kapitalmarktes nicht quantifizierbare Verbesse-
rungen der Eigenkapitalfinanzierung zur Folge haben. Eine Auswirkung des Gesetzentwurfs

auf Einzelpreise, Preisniveau und Verbraucherpreisniveau ist nicht zu erwarten.

Il. Besonderer Teil
A.
Zu Artikel 1 (Anderung des Aktiengesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 93 Abs. 1 Satz 2 AktG - Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der

Vorstandsmitglieder):

Mit Blick auf die vorgesehene Verscharfung des Verfolgungsrechts einer Aktionarsminderheit
(§ 147a AktG-E) stellt § 93 Abs. 1 Satz 2 AktG klar, dass eine Erfolgshaftung der Organmit-
glieder gegeniber der Gesellschaft ausscheidet, dass also fir Fehler im Rahmen des unter-
nehmerischen Ermessens nicht gehaftet wird (,business judgment rule®). Dies entspricht
auch einem Beschluss des 63. Deutschen Juristentages und einem Vorschlag der Regie-
rungskommission Corporate Governance. Die Regelung geht von der Differenzierung zwi-
schen fehlgeschlagenen unternehmerischen Entscheidungen einerseits und der Verletzung
sonstiger Pflichten andererseits (Treuepflichten; Informationspflichten; sonstige allgemeine
Gesetzes- und Satzungsverstolie) aus. Ein Verstol gegen diese letztere Pflichtengruppe ist
von der Bestimmung nicht erfasst. Fur sie gibt es keinen ,sicheren Hafen®. Vielmehr geht es
allein um die Verletzung von Sorgfaltspflichten bei der Geschéaftsfihrung, soweit es sich da-
bei um unternehmerische Entscheidungen handelt. Die Vorschrift soll den Bereich unter-
nehmerischen Ermessens und Handlungsspielraums ausgrenzen aus dem Tatbestand der
Sorgfaltspflichtverletzung nach Satz 1. Diese Tatbestandseinschrankung setzt flinf Merkmale
voraus: Unternehmerische Entscheidung, Gutglaubigkeit, Handeln ohne Sonderinteressen
und sachfremde Einflisse, Handeln zum Wohle der Gesellschaft und Handeln auf der
Grundlage angemessener Information. Dies entspricht Vorbildern der business judgment rule
aus dem angelsachsischen Rechtskreis und findet Parallelen in der neueren hdchstrichterli-
chen Rechtsprechung des BGH (Urteil vom 21. April 1997, BGHZ 135, 244 A-
RAG/Garmenbeck®).
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Die ,Business Judgment Rule® greift nur bei Handlungen aufgrund einer ,unternehmerischen
Entscheidung®, nicht bei Treuepflichtverletzungen oder Verstdlien gegen sich aus Gesetz,
Satzung oder Anstellungsvertrag ergebende Pflichten ohne Ermessensspielraum ein. Unter-
nehmerische Entscheidungen sind infolge ihrer Zukunftsbezogenheit durch Prognosen und
Einschatzungen gepragt. Dies unterscheidet sie von der Beachtung klar umrissener gesetzli-
cher, satzungsmaRiger oder anstellungsvertraglicher Pflichten ohne Beurteilungsspielraum.
Das Vorstandsmitglied muss nach der Entwurfsregelung annehmen, zum Wohl der Gesell-
schaft zu handeln. ,Handeln® ist weit zu verstehen, es umfasst alle Umsetzungen unterneh-
merischer Entscheidungen, gleichviel ob dies durch Rechtsgeschaft oder tatsachliche
Handlung geschieht. Die ,Annahme® ist ein subjektives Tatbestandsmerkmal, welches durch
das ,annehmen Durfen® objektiviert wird. Die Annahme des Vorstands muss also frei von
groben Sorgfaltspflichtverletzungen gebildet worden sein, worauf das Tatbestandsmerkmal
,ohne grobe Fahrlassigkeit annehmen durfte“ hinweist. Das Vorliegen dieses Tatbestands-
merkmals ware etwa auch dann zu verneinen, wenn das mit der unternehmerischen Ent-
scheidung verbundene Risiko in vollig unverantwortlicher Weise falsch beurteilt worden ist
(vgl. BGHZ 135, 244, 253).

Ein Handeln zum Wohle der Gesellschaft liegt jedenfalls vor, wenn es der langfristigen Er-
tragsstarkung und Wettbewerbsfahigkeit des Unternehmens und seiner Produkte oder
Dienstleistungen dient. Es geht dabei nicht um das ex post ermittelte Wohl der Gesellschaft,
denn in den hier interessierenden Fallen hat sich stets im nachhinein herausgestellt, dass die
MafRnahme fehlgeschlagen ist und der Gesellschaft geschadet hat. Es muss also um ein von

dem Geschéftsleiter in gutem Glauben angestrebtes Gesellschaftswohl gehen.

Das Handeln muss dabei ferner unbeeinflusst von Interessenkonflikten, Fremdeinflissen und
ohne unmittelbaren Eigennutz sein. Der Geschéaftsleiter muss also unbefangen und unab-
hangig sein. Sondereinflisse aulerhalb des Unternehmensinteresses dlirfen die Entschei-
dung nicht beeinflusst haben, was offensichtlich bei Handeln zum eigenen Nutzen oder zum
Nutzen von dem Geschéftsleiter nahestehenden Personen oder Gesellschaften unterstellt
werden muss. Legitim ist ein Handeln zum eigenen Vorteil freilich insoweit, als sich dieser
mittelbar ableitet aus dem Unternehmensvorteil. Die Freiheit von sachfremden Einflissen
und Sonderinteressen bedarf keiner ausdriicklichen Erwahnung im Gesetzestext, da dies
implizit formuliert ist: Nur der darf annehmen, zum Wohle der Gesellschaft zu handeln, der
sich in seiner Entscheidung frei von solchen Einflissen weil3. Auch das Merkmal der Gut-

glaubigkeit ist Bestandteil des ,annehmen Dirfens®.

Das Vorstandsmitglied muss ferner ohne Pflichtenverstol3 angenommen haben, die Hand-

lung erfolge auf der Grundlage angemessener Information. Dabei soll die unternehmerische
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Entscheidung nicht verrechtlicht oder (schein-)objektiviert werden. Unternehmerische Ent-
scheidung beruht haufig auch auf Instinkt, Erfahrung, Phantasie und Gespur fir kinftige
Entwicklungen und einem Geflhl fir die Markte und die Reaktion der Abnehmer und Konkur-
renten. Dies lasst sich nicht vollstandig durch objektive Information ersetzen. Das Gesetz
mdchte den Mut zum unternehmerischen Risiko nicht behindern, zugleich aber Unbeson-
nenheit und Leichtsinn auf Kosten der Kapitalgeber und der Arbeitnehmer keinen Vorschub
leisten. Darauf nimmt das Tatbestandsmerkmal ,angemessene Information“ Ricksicht. Es
reflektiert, dass insbesondere bei Entscheidungen, die unter hohem und nicht selbsterzeug-
tem Zeitdruck zu fallen sind, eine umfassende Entscheidungsvorbereitung schwierig oder gar
unmdglich sein kann. Mitunter sind die verfigbaren objektiv erscheinenden Informationen
auch unmerklich subjektiv eingefarbt durch betriebswirtschaftliche Trends oder allgemeine
Marktstimmungen, und gerade der Unternehmer, der sich antizyklisch verhalt und das Uner-
wartete tut, mag Erfolg haben. Abgestellt wird daher auf die vom Vorstand ohne grobe Fahr-
Iassigkeit als angemessen erachtete Information auf deren Basis und nach deren freier Wir-
digung er dann eine unternehmerische Entscheidung fallt. Es wird dem Vorstand also in den
Grenzen seiner Sorgfaltspflichten ein erheblicher Spielraum eingerdumt, den Informations-
bedarf abzuwagen und sich selbst eine Annahme dazu zu bilden. Welche Intensitat der In-
formationsbeschaffung im Sinne der Norm ,angemessen® ist, ist anhand des Zeitvorlaufs,
des Gewichts und der Art der zu treffenden Entscheidung und unter Bertlicksichtigung aner-
kannter betriebswirtschaftlicher Verhaltensmalistabe von ihm ohne groben PflichtenverstoR3

zu entscheiden.

Da der Haftungsfreiraum des Satzes 2 als Ausnahme und Einschrankung gegeniber Satz 1
formuliert ist, liegt die Darlegungs- und Beweislast flr das Vorliegen der Tatbestandsmerk-

male beim Geschéftsleiter.
Zu Nummer 2 (§ 117 Abs. 7 Nr. 1 AktG - Schadenersatzpflicht):

Bisher enthalt § 117 Abs. 7 Nr. 1 AktG eine generelle Haftungsprivilegierung fir GroRRaktio-
nare. Benutzt ein GroRaktionar seine Stimmacht in der Hauptversammlung, um den Vor-
stand oder den Aufsichtsrat zu einem die Gesellschaft oder die anderen Aktionare schadi-
genden Verhalten zu bestimmen, ist er selbst dann von einer Haftung freigestellt, wenn er
vorsatzlich handelt. Dieses Haftungsprivileg ist vielfach als nicht mehr zeitgemaf kritisiert
worden. Es findet auch keine Entsprechung in auslandischen Rechtsordnungen. Die Regie-
rungskommission Corporate Governance und der 63. Deutsche Juristentag haben einhellig
die Aufhebung von § 117 Abs. 7 Nr. 1 AktG empfohlen. Dieser Empfehlung folgt der Gesetz-
entwurf. Die bisherigen Nr. 2 und Nr. 3 werden dementsprechend Nr. 1 und Nr. 2. Haftet ein

Grolaktionar zuklinftig wegen vorsatzlicher Einflussnahme auf die Organe der Gesellschaft
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zum Schaden der Gesellschaft oder der Ubrigen Aktionare, wird im Rahmen der Bewertung
des Mitverschuldens der Gbrigen Aktionare (§ 254 BGB) zu berlicksichtigen sein, inwieweit
diese den Schadenseintritt mittels Anfechtungsklage gemaf § 243 Abs. 2 AktG hatten ver-
hindern kénnen. Vielfach wird angenommen, dass ,Wer® im Sinne von § 117 Abs. 1 Satz 1
neben dem Anteilseigner auch dessen Angestellter sein kénne, der auf Weisung in der
Hauptversammlung die Stimmrechte im Namen seines Auftraggebers abgibt. Ob dies fir
solche reinen Weisungsfalle tatsachlich zutrifft, kann der vorliegende Entwurf nicht klaren,
praktisch hat die Haftung des Angestellten gegeniber der gleichzeitigen Haftung des Grol3-

aktionars aber keine besondere Relevanz.

Zu Nummer 3 (§ 122 Abs. 1 Satz 3 AktG - Einberufung auf Verlangen einer Minderheit):
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 9.

Zu Nummer 4 (§ 123 Abs. 2 bis 4 AktG - Anmeldung zur Hauptversammlung):

Nach § 123 Abs. 2 Satz 1 AktG kann die Satzung die Teilnahme an der Hauptversammlung
oder die Austibung des Stimmrechts davon abhangig machen, dass die Aktien bis zu einem
bestimmten Zeitpunkt vor der Versammlung hinterlegt werden, ferner davon, dass sich die
Aktionare vor der Versammlung anmelden. Hangt nach der Satzung die Teilnahme an der
Hauptversammlung oder die Ausiibung des Stimmrechts von der Hinterlegung ab, so genlgt
es nach § 123 Abs. 3 Satz 1 AktG, wenn die Aktien nicht spater als am siebten Tage vor der
Hauptversammlung hinterlegt werden. Der Begriff ,Hinterlegung® flhrt bei auslandischen
Investoren zu Missverstandnissen, die der Attraktivitat einer Anlage in deutschen Aktien ab-
traglich sind. Er fihrt vor allem auch dazu, dass insbesondere auslandische Fonds nicht be-
reit sind, ihre Stimmrechte aus deutschen Aktien auszulben, da sie ihre Reaktionsfahigkeit
gefahrdet sehen. Mit dem Begriff ,Hinterlegung® verbindet sich bei auslandischen Investoren
namlich nicht selten die — rechtlich unzutreffende — Vorstellung, eine VeraulRerung der Aktien

sei wahrend der Hinterlegungsfrist ausgeschlossen.

Mit Blick auf diese unerwiinschten Auswirkungen empfiehlt es sich, die Mdoglichkeit eines
satzungsmafigen Hinterlegungserfordernisses gemaf § 123 Abs. 2 und 3 AktG zu beseiti-
gen. Auch andere Rechtssysteme mit Hinterlegungserfordernis gehen zunehmend hiervon
ab. Eine Beibehaltung dieser Moglichkeit ist weder aus rechtlichen noch aus praktischen
Grinden geboten. In der Praxis werden — auch bei entsprechender Satzungsbestimmung —
die Aktien ohnedies nicht hinterlegt, sondern es erfolgt lediglich eine Anmeldung, verbunden
mit der Vorlage einer Bankbescheinigung. Es wird durch die Anderung insoweit nur die gel-

tende Praxis gesetzlich nachvollzogen.
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Die Neufassung von § 123 Abs. 2 - 4 geht vom bisherigen Regelungsmodell der Bestimmung
aus. Ausgangssituation dieses Modells ist, dass keine Regelung tber die Anmeldung von
Aktionaren zur Hauptversammlung besteht. Dies mag bei einer kleinen AG mit einem oder
wenigen Aktionaren und personlicher Bekanntschaft denkbar und angemessen sein. § 123
eroffnet allerdings der Satzung die Moglichkeit, Vorkehrungen und Anforderungen flr die
Anmeldung zur Hauptversammlung zu regeln. Dies ist bei bérsennotierten Gesellschaften
sachlich geboten und wird dort durchweg so gehandhabt. Bestimmt die Satzung solche An-
forderungen, so sieht das Gesetz insbesondere zum Schutz der Anteilseigner vor, dass be-

stimmte Standards einzuhalten sind.

Der neue Absatz 2 regelt nunmehr in sich geschlossen die satzungsmafRige Anmeldung. Die
Bestimmung gilt bei Namensaktien und Inhaberaktien gleichermafen. Die Gesellschaft hat
ein Interesse daran, zu wissen, wie viele Aktionare an der Hauptversammlung teilnehmen
werden. Sie kann deshalb eine Anmeldung zur Hauptversammlung verlangen und hierfur
eine angemessene Frist vor Beginn der Hauptversammlung setzen. Wie nach bisherigem
Recht verschiebt sich allerdings die Einberufungsfrist um die Frist zwischen letztmdglicher
Anmeldung und dem Termin der Hauptversammlung. Dadurch werden die Informations- und

Vorbereitungsinteressen der Aktionare gewahrt.

Der Absatz 3 befasst sich mit dem zusatzlichen satzungsmafigen Erfordernis eines Berech-
tigungsnachweises. Diese Regelung bezieht sich allein auf Inhaberaktien. Bei Namensaktien
ergibt sich die Berechtigung des Aktionars bereits aus einem Abgleich mit dem Aktienregis-
ter. Bei Inhaberaktien ist zusatzlich zu einem eventuellen satzungsmafiigen Anmeldeerfor-
dernis stets ein Berechtigungsnachweis erforderlich. Die Satzung kann naheres zur Art die-
ser Berechtigung vorgeben. Zum Schutz der Aktionare sieht Absatz 3 aber vor, dass unab-
hangig vom Satzungsinhalt jedenfalls der Nachweis des depotfiihrenden Instituts ausrei-
chend ist. Dies kann auch ein auslandisches Finanzinstitut sein. Freilich ist die Gesellschaft
nicht gehindert, zweifelhafte Nachweise nachzuprifen und bei schwerwiegendem Verdacht
eines gefalschten oder falschlich ausgestellten Nachweises den betreffenden Aktionar zu-
rickzuweisen. Dies wird freilich nur in Fallen praktische Relevanz haben, in denen der be-
hauptete Stimmrechtsanteil Einfluss auf das Abstimmungsergebnis hat. Diese Aktionare wird

die Gesellschaft hingegen regelmafig aufgrund der Meldepflichten kennen.

Ferner gibt das Gesetz einen festen Zeitpunkt vor, auf den der Berechtigungsnachweis sich
zu beziehen hat. Diese Stichtagsregelung sieht vor, dass der Nachweis stets auf den 14. Tag
vor der Versammlung zu beziehen ist. Sieht die Satzung einen Berechtigungsnachweis vor,
der den gesetzlichen Mindestanforderungen der Satze 2 und 3 entspricht, so gilt im Verhalt-

nis zur Gesellschaft bis zum Ende der Hauptversammlung als Aktionar nur, wer den Nach-
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weis ordnungsgemal erbracht hat. Der statuarische Berechtigungsnachweis fihrt also zu
einer relativen Berechtigung gegentiber der Gesellschaft. Die Vorschrift fiihrt zu einer unwi-
derleglichen Vermutung der Mitgliedschaft im Verhaltnis zur Gesellschaft. Dies entspricht der
Eintragung des Namensaktionars im Aktienregister (§ 67 Abs. 2 ). Da das Gesetz einen
Stichtag flr den Berechtigungsnachweis vorsieht, den der Aktionar sich Ublicherweise bei
einer dritten Stelle besorgen muss, befasst sich das Gesetz des weiteren im Interesse des
Aktionars mit dem Zugangszeitpunkt der Berechtigung. Dieser darf keinesfalls zu kurz nach
dem Stichtag der Ausstellung des Nachweises gelegt werden. Absatz 3 Satz 5 sieht deshalb
vor, dass es jedenfalls ausreichend ist, wenn der Nachweis der Gesellschaft nicht spater als
am 7. Tag vor der Versammlung zugeht. Naturlich kann der Nachweis der Gesellschaft auch
friher Ubermittelt werden. Ferner kann die Gesellschaft es in ihrer Satzung zulassen, dass
der Nachweis auch spater als am 7. Tage vor der Hauptversammlung zugeht. Die Stichtags-
regelung fir den Nachweis und die damit verbundene Vermutung fiihren zu einem ,Record
Date“ bezogen auf den 14. Tag vor der Hauptversammlung (wenn man auf das Datum des
Berechtigungsnachweises abstellt und nicht auf das Datum der Anmeldung bei der Gesell-
schaft — 7 Tage vor der Hauptversammlung). Das bedeutet, dass Aktionare, die ihre Aktien
nach Ausstellung des Nachweises erwerben, nicht zur Teilnahme an der Hauptversammlung
und zur Austibung des Stimmrechts berechtigt sind. Dies ist im Interesse der Klarheit, Ein-
deutigkeit und Einfachheit der Verfahrensablaufe vor der Hauptversammlung hinzunehmen.
Ein solcher Record Date ist international sehr verbreitet, teilweise mit deutlich langeren Fris-
ten. Die hier vorgeschlagenen Fristen (14/7) sollten vor allem beim Einsatz elektronischer
Kommunikationsmittel aber ausreichend sein. Diese Regelung wird insbesondere die grenz-
Uberschreitende Stimmrechtsaustibung in Europa und méglicherweise dartiber hinaus vorbe-
reiten und erleichtern. Da die Berechtigung des angemeldeten Aktionars nur relativ zur Ge-
sellschaft gilt, kann er gegenilber der Gesellschaft das Stimmrecht ausiben, ist aber im In-
nenverhaltnis zum Erwerber verpflichtet, die Stimmrechtsausiibung zu unterlassen, bzw. im
Interesse des Erwerbers auszuliben, was in vielen Fallen einer Nachfrage im Innenverhaltnis
erforderlich machen wird. Praktisch bedeutsam ist dies nur bei grof3eren Aktienpaketen. Die
Dividendenauszahlung erfolgt auch in diesem Fall wie bei Namensaktien unmittelbar an den

materiell-berechtigten Aktionar.
Zu Nummer 6 (§ 127a AktG - Kommunikation zwischen Aktionéren):

Verfahren zur Kontaktaufnahme zwischen den Aktionaren unter Nutzung neuer Informati-
onstechnologien sind ein sinnvolles Korrelat zum zunehmend breiten Streubesitz und einer
fortschreitenden Internationalisierung der Aktionarsstruktur. Dies gilt insbesondere da, wo

das Gesetz Schwellenwerte fur die Ausliibung von Aktionarsrechten vorsieht. Dies ist in den
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Fallen des Einberufungsverlangens (§ 122), der Sonderprifung (§ 142 Abs. 2) und des
Schadensersatzbegehrens (§ 147 Abs. 2 Satz 2, § 147a Abs. 1) sowie bei dem in diesem
Entwurf vorgeschlagenen Freigabeverfahren gemaf § 246a der Fall. Ziel der neu geschaffe-
nen Vorschrift ist es, die Kommunikation unter den Aktionaren zu erleichtern. Anlass hierfir
ist der Umstand, dass Aktionare bei Namensaktien aus datenschutzrechtlichen Griinden kei-
nen allgemeinen Einblick in das Aktienregister nehmen kénnen und bei Inhaberaktien die
nicht-wesentlich beteiligten Aktionare der Gesellschaft ohnehin nicht bekannt sind, so dass
es ihnen kaum maglich ist, untereinander Kontakt aufzunehmen, um die fir die Geltendma-

chung von Rechten gesetzlich erforderlichen Quoren gemeinsam zu erreichen.

Die neue Gesetzesregelung sieht vor, dass kilnftig ein Aktionar direkt eine Verdffentlichung
im elektronischen Bundesanzeiger in einem neu zu schaffenden ,Aktionarsforum“ veranlas-

sen kann. Die Gesellschaft braucht grundsatzlich nicht tatig zu werden.

Bei dem Aktionarsforum des elektronischen Bundesanzeigers handelt es sich um eine neue
—und noch zu schaffende - Rubrik des nicht amtlichen Teils des elektronischen Bundesan-
zeigers, der ausschlieRlich der Kommunikation zwischen den Aktionaren dient. Hier sollen
klnftig alle Aktionare einer Gesellschaft miteinander Informationen austauschen kénnen,
soweit dies zur wirksamen Austibung von Aktionarsrechten erforderlich ist. Die Gesellschaft
muss keine eigenen Ressourcen einsetzen. Der elektronische Bundesanzeiger stellt seine
elektronische Internet-Plattform zur Verfligung, die nach den Planungen der Bundesregie-
rung kinftig in ein deutsches Unternehmensregister einbezogen werden soll, wo alle Unter-
nehmensinformationen einschliellich solcher Aktionarsaufforderungen zentral von Gberall

her und von jedermann eingesehen werden kénnen.

Die Aufforderungen und Gesellschaftsstellungnahmen werden im Aktionarsforum kinftig
gesellschaftsbezogen abgerufen werden kénnen, d.h. alle Informationen zu einer Gesell-
schaft werden nach Eingabe ihrer Firma oder ihrer Handelsregisternummer oder ihrer Wert-
papierkennnummer chronologisch gelistet angezeigt. Nach Schaffung eines deutschen Un-
ternehmensportals kdonnen diese Daten zusammen mit allen anderen dort zuganglichen Da-

ten Uber die betreffende Gesellschaft abgerufen werden.

Der Gesellschaft ist der vollstandige Wortlaut der Aufforderung drei Werktage vor der Verof-
fentlichung vorab von dem Aktionar zuzusenden. Er hat dabei darauf hinzuweisen, dass er
beabsichtigt, die Aufforderung im Bundesanzeiger bekannt zu machen. Die Bekanntgabe
gegeniber der Gesellschaft ist von dem Aktionar gegentber dem elektronischen Bundesan-
zeiger glaubhaft zu machen. Die friihzeitige Unterrichtung der Gesellschaft dient dem Zweck,

dieser in bestimmten Fallen eine rasche Reaktion zur Schadensabwehr zu ermdglichen.
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Hat die Gesellschaft gegen die Aufforderung, insbesondere aber gegen die dort wiedergege-
bene Begriindung rechtliche Bedenken, etwa weil diese beleidigende, rechtswidrig geschaft-
schadigende Aussagen enthalt oder zu kriminellen Handlungen aufruft, so stehen ihr die all-
gemeinen Abwehranspriiche und prozessualen Rechtsbehelfe zur Verfligung. In Anbetracht
der Kirze der regelmafig zur Verfligung stehenden Zeit wird allerdings praktisch nur der

einstweilige Rechtsschutz in Betracht kommen.

Der Aktionar ist berechtigt, seine Aufforderung an die anderen Aktionare im elektronischen
Bundesanzeiger nach MalRgabe von dessen Geschaftsbedingungen zu verdffentlichen, wenn
er beabsichtigt Rechte geltend zu machen, fiir deren Geltendmachung das Gesetz Schwel-
lenwerte festsetzt, also einen Mindestbesitz oder eine Mindeststimmrechtsquote verlangt.
Die gesetzliche Regelung gewahrt dem Aktionar keinen Anspruch auf Veréffentlichung ge-
genuber dem elektronischen Bundesanzeiger. Vielmehr ist der Aktionar aufgrund der Rege-
lung in § 127a Abs. 1 lediglich berechtigt, nach Abschluss eines entsprechenden Vertrages
mit dem elektronischen Bundesanzeiger seine Aufforderung nebst Begriindung zu veroffent-
lichen. Ist der Aktionar nicht zu einem Vertragsabschlufd auf der Basis der Vertragsbedin-
gungen des elektronischen Bundesanzeigers bereit, besteht fir ihn auch kein Veroffentli-
chungsanspruch. Die Verdffentlichungsentgelte des Bundesanzeigers flir das Aktionarsforum

werden in Abstimmung mit dem Bundesministerium der Justiz festgesetzt.

Die gesetzliche Regelung sieht entgegen dem Vorschlag der Regierungskommission Corpo-
rate Governance keine Verdffentlichung auf der Internet-Seite der Gesellschaft vor, weil ein
Veroffentlichungsanspruch gegenlber der Gesellschaft, sei es auf Veroéffentlichung im Bun-
desanzeiger, sei es auf Veroffentlichung auf der Internetseite der Gesellschaft, zusatzliches
Konfliktpotential schaffen wiirde. Dieses wird weitgehend vermieden, wenn der Aktionar nicht
mit der Gesellschaft, sondern mit dem elektronischen Bundesanzeiger direkt in Beziehung

tritt, und der Gesellschaft nur eine reaktive Rolle bleibt.

Ferner besteht die Erwartung, dass das Aktionarsforum beim Bundesanzeiger als fir jeder-
mann leicht zugangliche Basis fur die Kommunikation unter Aktionaren von diesen ange-
nommen und allgemein bekannt werden wird, und dadurch erhebliche Vorteile gegenuber

einer auf den Internetseiten der einzelnen Unternehmen untergebrachten Plattform hat.

Vorstand und Aufsichtsrat konnen zu der Aufforderung im elektronischen Bundesanzeiger

Stellung nehmen.

Die Kosten der Veréffentlichung tréagt zunachst der Aktionar gemaf den ,Allgemeine Ge-

schaftsbedingungen fir entgeltliche Veroffentlichungen im Elektronischen Bundesanzeiger*.
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Der Aktionar ist dabei frei, den Umfang der Begriindung seines Antrags zu bestimmen. Je
ausfuhrlicher die Begriindung allerdings ausfallt, desto geringer sind erfahrungsgemal die
Chancen, dass sie wahrgenommen wird. Die Gesellschaft ist verpflichtet, dem Aktionar die
Kosten der Verdffentlichung zu erstatten, wenn sein Begehren erfolgreich ist. Dies ist regel-
mafig dann der Fall, wenn die Hauptversammlung oder das Gericht dem Begehren des Ak-
tionars im Kern entspricht. Eine Erstattungspflicht besteht nicht, wenn zwar das Quorum er-
reicht wird, das Begehren in der Sache aber erfolglos bleibt. Die Erstattungspflicht geht aller-
dings nur bis zu 5.000 Zeichen — Buchstaben einschlieldlich Leerzeichen und Interpunktion -
(anknipfend an die Regelung zum Gegenantrag in § 126 Abs. 2). Nicht erstattungsfahig sind
sonstige Kosten des Aktionars im Zusammenhang mit der Verdéffentlichung, wie z.B. die
Kosten anwaltlicher Beratung. Diese tragt in jedem Fall der Aktionar. Die Gesellschaft ist
nicht verpflichtet, die Verdéffentlichung nach § 125 mitzuteilen. Kommt es im weiteren Verlauf
zwischen dem Auffordernden und der Gesellschaft zu einer vergleichsweisen Beilegung,
kann also nicht festgestellt werden, ob ,dem Begehren der Minderheit entsprochen” wurde,
so ist tunlichst in dem Vergleich eine Regelung auch Uber die Kosten der Aufforderung vor-

zusehen.

Zu Nummer 7 (§ 130 Abs. 1 Satz 2 AktG - Niederschrift):

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 13.

Zu Nummer 8 (§ 131 AktG - Auskunftsrecht des Aktionars):

Die Anderung des § 131 bringt einige Neuerungen zum Fragerecht, darunter mehr Hand-

lungsspielraum flir den Versammlungsleiter und mehr Satzungsautonomie.

In Absatz 3 Nummer 7 wird ein Auskunftsverweigerungsrecht ausdricklich dann gegeben,
wenn ein Aktionar seine Rede- und Fragezeit, die der Versammlungsleiter zuvor willkirfrei
und sachangemessen festgelegt hatte, Uberschritten hat. Dass der Versammlungsleiter die
Redezeit beschranken kann, ist unumstritten und gangige Praxis. Dass er fir das Rede- und
Fragerecht zusammengenommen einen zeitlichen Rahmen fiir den ganzen Hauptversamm-
lungsverlauf, fur den einzelnen Tagesordnungspunkt und fir den einzelnen Redner setzen
darf, ist neu, aber wichtig, um jedenfalls die Moglichkeit zu schaffen, die inhaltliche Qualitat

der Hauptversammlung zu verbessern.

Dieser Vorschlag geht auf vielfaltige Klagen aus der Praxis zuriick, nach denen das Aus-
kunftsrecht und das Rederecht haufig von einigen wenigen Aktionaren missbraucht werden,
um mit einer Vielzahl von Fragen die Verwaltung zu Informationsfehlern zu verleiten und die

Dauer der Hauptversammlung in die Lange zu ziehen. Dies fuhrt zu einer Beeintrachtigung
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der Diskussionskultur in der Hauptversammlung und dazu, dass sachlich interessierte Aktio-
nare mit Stimmgewicht ihr fernbleiben. Auf der gleichen Linie liegt die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts, dass die Gerichte nach Art. 14 Abs. 1 GG gehalten sind, auch
einer missbrauchlichen Handhabung des Fragerechts durch die Aktionare entgegenzutreten,
um eine Abwicklung der Hauptversammlung in angemessener und zumutbarer Zeit zu er-
maoglichen. Es geht dabei nicht um eine Beschneidung der Aktionarsrechte, vielmehr beab-
sichtigt die Regelung, die Hauptversammlung wieder zu einer straffen, auf die wesentlichen
strategischen Entscheidungen konzentrierten Plattform zu machen, die dann auch wieder
mehr an inhaltlichem Gewicht und Attraktivitat fur Aktionare mit ernstzunehmenden Stimm-

anteilen gewinnen konnte.

Mit der Nummer 8 folgt der Gesetzentwurf einem Vorschlag der Regierungskommission Cor-
porate Governance, das Auskunftsrecht des Aktionars aus § 131 Abs. 1 Satz 1 in der Haupt-
versammlung in den Fallen zu beschranken, in denen die begehrte Information vor Beginn
der Hauptversammlung uber die Internetseite der Gesellschaft fir den Aktionar verfugbar

war und wahrend der Hauptversammlung zuganglich ist.

Sinn und Zweck der Neuregelung ist es, die Hauptversammlung von typischen Standardfra-
gen, vom Vortrag von Statistiken, Listen, Regularien und Aufstellungen zu entlasten und da-
durch Zeit zu gewinnen fir eine inhaltliche Diskussion. Gerade mit dem stereotypen Verle-
sen von Regularien wird viel wertvolle Zeit verbraucht und von der Teilnahme abgeschreckt.
Gegenstand und Umfang der im Internet verfligbar gemachten Informationen bestimmt der
Vorstand der Gesellschaft, ein Rechtsanspruch der Aktionare auf Zurverfligungstellung be-
steht nicht. Ebenso ist der Vorstand berechtigt, aber nicht verpflichtet, Fragen von Aktiona-
ren, die vor Beginn der Hauptversammlung schriftlich oder per Email an die Gesellschaft
gerichtet werden, vorab zu beantworten. Zusatzfragen, die sich aus den Vorabinformationen
im Internet ergeben, sind im Rahmen des § 131 in der Hauptversammlung zu stellen und zu

beantworten.

Fir andere gesetzliche individuelle Auskunftsanspriiche des Aktionars, wie sie beispielswei-
se in den §§ 131 Abs. 1 Satz 4, 293g Abs. 3, 319 Abs. 3 Satz 4, 320 Abs. 4 Satz 3,

326 AktG, § 64 Abs. 2 UmwG geregelt sind, gilt die Qualifizierung des allgemeinen Aus-
kunftsanspruchs aus § 131 Abs. 1 Satz 1 AktG entsprechend. Nach dem Verstandnis des
Gesetzgebers stellen die vorgenannten Spezialvorschriften lediglich Klarstellungen des sich
aus § 131 Abs. 1 Satz 1 AktG ergebenden allgemeinen Auskunftsanspruches dar. Aus die-

sem Grund wurden die vorgenannten Vorschriften nicht geandert.



ﬁ Bundesministerium -27-
4o der Justiz

Der Gesetzentwurf verwendet den Begriff ,Internetseite” der Gesellschaft fir ein 6ffentlich
allgemein zugangliches elektronisches Informationsmedium. Die Verwendung anderer Beg-
riffe wie , Internetauftritt“ oder ,Webseite“ wurde bewusst unterlassen, da ,Internetseite“ der
verstandlichste und eindeutigste Begriff ist. Der Begriff ,Internetseite der Gesellschaft® zu-
sammen mit dem im Aktiengesetz hierfir gebrauchlichen Begriff des ,Zuganglichmachens*
impliziert, dass die Information &ffentlich allgemein zuganglich sein muss, also keinen gera-
teseitigen, anbieterseitigen oder programmseitigen Zugangsbeschrankungen unterliegen
darf. Der Gesetzgeber geht davon aus, dass heutzutage jedermann sich im Bedarfsfall Zu-
gang zum Internet verschaffen kann und damit im Internet eingestellte Informationen fir die
Aktionare erheblich leichter zuganglich sind, als beim Papier-Handelsregister hinterlegte o-

der in Tageszeitungen verdffentlichte Informationen.

Uber die Internetseite der Gesellschaft zuganglich gemacht ist die Information im Sinne des
Gesetzes, wenn sie der interessierte Aktionar nach Aufrufen der Startseite der Gesellschaft
ohne Suchen entweder direkt oder durch eindeutige Verkntpfungen auf die jeweilige Folge-
seite (Links) problemlos finden kann. Ein Hinweis auf die Internetseite in der Einberufung der
Hauptversammlung oder der Tagesordnung ware hilfreich, ist aber gesetzlich nichtvorge-
schrieben. Die Information muss mindestens sieben Tage unmittelbar vor der Hauptver-
sammlung zuganglich gemacht sein, um ausreichende Gelegenheit zur Kenntnisnahme zu
geben. Geringfiugige und voribergehende Stérungen des allgemeinen Internetzugangs flih-
ren nicht zu einer Fristverlangerung, da insgesamt die Méglichkeit zur Kenntnisnahme ver-
bleibt.

Die Information ist zusatzlich auch in der Hauptversammlung zuganglich zu machen. Nach
dem Gesetzentwurf bleibt es der Gesellschaft Gberlassen, in welcher Form sie dies tut. Ne-
ben der Schriftform |asst die Gesetzesformulierung auch eine Zurverfigungstellung durch
elektronische Medien zu, beispielsweise durch Infoterminals auf der Hauptversammlung. Die
Information muss nach dem Willen des Gesetzgebers lediglich wahrend der gesamten
Hauptversammlung einerseits auf der Internetseite der Gesellschaft verfligbar und anderer-

seits flr die Hauptversammlungsteilnehmer allgemein zuganglich sein.

Vorschlagen, in der Satzung oder der Geschéaftsordnung der Gesellschaft eine Moglichkeit
zur generellen Beschrankung der Redezeit oder der Rednerliste einzuraumen, vermochte
sich der Entwurf nicht anzuschlielen. Jedoch werden die Rechte des Versammlungsleiters,
bereits zu Beginn der Hauptversammlung oder im Laufe derselben eine allgemeine Rede-
zeitbeschrankung anzuordnen, durch die gesetzliche Regelung dadurch gestarkt, dass
nunmehr eine einheitliche Begrenzung der Rede- und Fragezeit bereits zu Beginn der

Hauptsversammlung vom Versammlungsleiter festgelegt werden kann.
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Gemal § 131 Abs. 6 kann die Satzung oder die Geschéaftsordnung den Vorstand ermachti-
gen, in der Einberufung der Hauptversammlung (§ 121) fir einzelne Tagesordnungspunkt

Fragen in Textform zulassen.

Lasst der Vorstand Fragen in Textform zu, so hat er in der Einberufung eine Stelle an-
zugeben, an welche die Fragen zu richten sind und den Aktionaren eine Frist zu setzen, bis
zu der die Fragen bei dieser Stelle eingegangen sein missen. Handelt es sich bei der Ad-
resse lediglich um eine E-Mail-Adresse, so kénnen Fragen nur als elektronische Post einge-
reicht werden. Die Frist darf fliinf Bérsentage vor der Hauptversammlung nicht Ubersteigen,
um den Aktionaren ausreichend Zeit fir die Vorbereitung der Fragen zu lassen. Eine kiirzere
Frist von beispielsweise drei Borsentagen vor der Hauptversammlung ware somit zulassig.
Andererseits durfte eine aus Sicht der Aktionare zu groRzligig bemessene Frist es der Ver-

waltung erschweren, die Fragen zu bearbeiten und eventuell bereits vorab zu beantworten.

Die Regelung des § 131 Abs. 6 ist darauf angelegt, der Verwaltung grof3tmdgliche Flexibilitat
bei der Entscheidung zu lassen, Aktionarsfragen mdglichst effizient zu bearbeiten. Dabei
wird es auch sehr von Grofie und Aktionarsstruktur einer Gesellschaft abhangen, ob von
dieser Mdglichkeit sinnvollerweise Gebrauch gemacht wird. Die Zulassung schriftlicher Fra-
gen empfiehlt sich immer dann, wenn zu erwarten ist, dass mehrere Aktionare dieselben
Fragen stellen werden. In diesem Fall kann die Verwaltung die Fragen am effizientesten be-
antworten, wenn sie schriftliche/Textform-Fragen zum gleichen Thema gemeinsam auf der
Internetseite der Gesellschaft beantwortet. Die Gesellschaft kann diese Fragen durch die
Zurverfugungstellung von Dokumenten sowie durch ausformulierte Antworten beantworten.
Fragen und Antworten werden dabei unterschiedlich behandelt. Die zulassigen schriftlichen
Fragen mussen stets auf der Internetseite und in der Hauptversammlung zuganglich ge-
macht werden. Die Antworten kénnen auf der Internetseite gegeben werden. Die Beantwor-
tung kann aber auch oder nur in der Hauptversammlung erfolgen. Die Beantwortung in der
Hauptversammlung wird in der Regel miindlich erfolgen, sie kann aber auch durch schriftli-
che Auslage oder auf Terminals erfolgen, dies insbesondere dann, wenn die Fragen inklusi-
ve Antworten auch schon vor der Hauptversammlung zuganglich gemacht worden waren.
Sind Fragen und Antworten anschlie®end in der Hauptversammlung ausgelegt oder tber
Internet/Intranet zuganglich, so brauchen diese Fragen in der Hauptversammlung nicht mehr
mundlich beantwortet zu werden. Gleichlautende mindliche Fragen in der Hauptversamm-
lung brauchen gemaR § 131 Abs. 3 Nr. 9 in der Hauptversammlung nicht noch einmal mind-
lich beantwortet zu werden. Eine Anderung der Rechtslage im (ibrigen, also insbesondere
hinsichtlich des Grundsatzes der Mindlichkeit bei der Beantwortung mundlich gestellter Fra-

gen ist durch diese Regelung aber nicht bezweckt. Dem Rechtsgedanken des § 131 Abs. 4
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Satz 1, alle Aktionare hinsichtlich der Auskunftserteilung gleich zu behandeln, wird bereits

durch die Einstellung auf der Internetseite genlgt.

Zu Nummer 9 (§ 135 AktG - Ausiibung des Stimmrechts durch Kreditinstitute und ge-

schaftsmaBig Handelnde)

In § 135 Abs. 4 Satz 3 wird die herkdbmmliche Hinterlegung durch die Vorlage ,eines Berech-

tigungsnachweises gemaR § 123 Abs. 3“ als neuer Regelfall ersetzt.
Zu Nummer 10 (§ 142 AktG - Bestellung der Sonderpriifer):
Zu Buchstabe a) (§ 142 Abs. 2 AktG):

Bisher ermdglicht diese Bestimmung die Bestellung von Sonderpriifern durch das Gericht,

wenn dies von einer Minderheit der Aktionare beantragt wird, die mindestens 10 % der An-
teile oder aber Anteile, die einen Betrag von einer Million Euro erreichen, halten. Fur die Er-
mittlung des Betrages ist auf das Grundkapital und den Nennbetrag der Aktien bzw. auf de-

ren Bruchteilswert abzustellen.

Diese Schwellenwerte sollen mit den neuen Schwellenwerten des Minderheitenrechts in

§ 147a harmonisiert werden. Dies entspricht der Empfehlung der Regierungskommission
Corporate Governance (BT-Drs. 14/7515, RNr. 144). Bereits der 63. Deutsche Juristentag
hatte die Harmonisierung der Schwellenwerte in § 142 und § 147 empfohlen. Die Herabset-
zung der Schwellenwerte bei der Sonderprifung war unter anderem deshalb unterblieben,
weil man Missbrauche dieses flir die Gesellschaft sehr teuren und aufwendigen Instruments
beflirchtete. Diesen Bedenken wird nunmehr durch andere Vorkehrungen Rechnung getra-
gen, insbesondere durch die Kostentragungsregelung.

Eine Angleichung der Schwellenwerte ist aber systematisch geboten. Oft wird die Minderheit
der Aktionare, die nach § 147a flr die Gesellschaft zur gerichtlichen Durchsetzung von Er-
satzanspriichen gegen die Organe der Gesellschaft befugt ist, nur Aussicht auf Erfolg haben
kénnen, wenn sie die notwendigen Informationen in den Grenzen des § 145 Abs. 4 und 5

durch eine vorausgehende Sonderprifung von der Gesellschaft erlangt hat.

Dass es bei einer Absenkung des Quorums nicht zu einer ungerechtfertigten Zunahme von
Sonderprifungen aufgrund von Minderheitsverlangen kommen wird, ist bereits dadurch ge-
wabhrleistet, dass es in jedem Fall des Vorliegens von Tatsachen bedarf, die den Verdacht

rechtfertigen, dass ,Unredlichkeiten oder grobe Verletzungen des Gesetzes oder der Sat-
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zung vorgekommen sind“ (§ 142 Abs. 2 S. 1). Insoweit ist ein Gleichklang mit § 147 Abs. 3

bereits in der bisherigen Fassung des Gesetzes gegeben.

Des weiteren war in Folge der Novellierung des § 123 neben die herkémmliche, aber weit-
gehend ungebrauchliche Hinterlegung der Nachweis des depotflihrenden Kreditinstituts Gber

die ,Sperrung“ zu setzen.
Zu Buchstabe b) (§ 142 Abs. 4)

Absatz 4 ermdglicht bereits bisher einer Aktionarsminderheit die Auswechslung der Person
des Sonderprifers bei Gericht zu beantragen, insbesondere, wenn der bestellte Sonderpri-
fer nicht die flr den Gegenstand der Sonderprifung erforderlichen Kenntnisse hat oder Be-

sorgnis der Befangenheit oder Bedenken gegen seine Zuverlassigkeit bestehen.

Auch hier soll das Quorum an Absatz 2 und § 147a angepasst werden. Ahnliche Sicherun-
gen wie bei Absatz 2 im Interesse der Gesellschaft sind hier nicht erforderlich, da in diesem
Fall die Sonderprifung bereits gemal Absatz 1 von der Hauptversammlung und damit einer

Mehrheit der Aktionare angeordnet worden ist.
Zu Nummer 11 (§ 145 Abs. 4 AktG - Rechte der Sonderpriifer, Prifungsbericht):

Durch die Neufassung des § 145 Abs. 4 soll schlieRlich eine Ermachtigung des Gerichts ein-
geflhrt werden, auf Antrag des Vorstands das umfassende Recht der Sonderprifer auf Ein-
sicht, Auskunft und eigene Prifung zu beschranken, wenn Uberwiegende Belange der Ge-
sellschaft dies gebieten. Das Instrument der Sonderprifung soll dem Minderheitsaktionar
nicht Méglichkeit und Anreiz geben, Geschaftsgeheimnisse auszuforschen, um das Unter-
nehmen zu schadigen. Ebenso soll verhindert werden, dass Geschaftsgeheimnisse mit dem
Bericht der Sonderprifer beim Handelsregister eingereicht und fur jedermann offengelegt

werden, wenn der Gesellschaft hierdurch ein erheblicher Schaden droht.
Zu Nummer 12 (§ 146 AktG - Kosten):

Als Ausgleich zur Herabsetzung des Quorums in § 142 Abs. 2 fur die Beantragung einer
Sonderpriifung durch eine Minderheit von Aktionaren hat die Regierungskommission Corpo-
rate Governance empfohlen, den Belangen der Gesellschaft durch eine Kostentragungs-
pflicht bei offenbar unbegriindeten Sonderprifungsantragen Rechnung zu tragen (BT-Drs.
14/7515, RNr. 144). Durch die Herabsetzung der Beteiligungsschwelle nimmt die Gefahr von
mutwilligen Antragen zu, insbesondere auch von solchen Antragen, bei denen mit absichtlich

oder zumindest grob fahrlassig falschen Behauptungen die Bestellung eines Sonderprifers
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»erschlichen” wird. Daher soll der schon bisher bestehende, aber blass gebliebene Hinweis
auf Rickgriffsmoglichkeiten nach allgemeinem Recht (insbesondere § 826 BGB) unterstri-
chen werden und der Gesellschaft neben den fortbestehenden allgemeinen Rechtsbehelfen
ein spezieller Erstattungsanspruch in § 146 gegeben werden. Damit wird den betreffenden
Antragstellern ein auf grobe Missbrauchsfalle begrenztes, dann aber spirbares Kostenrisiko

vor Augen gehalten werden.

Zu Nummer 13 und Nummer 14 (§§ 147, 147a AktG - Verfolgungsrecht und Klagezulas-

sungsverfahren):

§ 147 Abs. 1 Satz 1 AktG bestimmt in seiner gegenwartigen Fassung, dass Ersatzansprliche
der Gesellschaft aus der Griindung gegen die nach §§ 46 bis 48, 53 verpflichteten Personen
oder aus der Geschaftsfihrung gegen die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats
oder aus § 117 geltend gemacht werden missen, wenn es die Hauptversammlung mit einfa-
cher Stimmenmehrheit beschlie3t oder es eine Minderheit verlangt, deren Anteile zusammen
den zehnten Teil des Grundkapitals erreichen. Davon zu unterscheiden ist das durch das
KonTraG (Kontrolle- und Transparenzgesetz) eingeflhrte weitere Verfolgungsrecht einer
Minderheit nach § 147 Abs. 3. Danach kénnen Aktionare, deren Anteile zusammen den
zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen,
fur den Fall, dass der Anspruch nicht nach § 147 Abs. 1 geltend gemacht wird, vom Gericht
die Bestellung eines oder mehrerer besonderer Vertreter verlangen, wenn Tatsachen vorlie-
gen, die den dringenden Verdacht rechtfertigen, dass der Gesellschaft durch Unredlichkeiten
oder grobe Verletzungen des Gesetzes oder der Satzung Schaden zugefligt wurde. Zweck
dieser Regelungen ist es, die praktische Durchsetzung der Ersatzanspriiche der Gesellschaft
zu erleichtern. Diese ware ohne besondere Vorkehrungen namlich vielfach gefahrdet, weil
die Vertretung der Gesellschaft bei Vorstand oder Aufsichtsrat liegt (§ 78 bzw. § 112) und die
Verwaltungsorgane in der Gefahr stehen, das Gesellschaftsinteresse hinter das eigene Inte-
resse zurlicktreten zu lassen. Es kann typischerweise nicht erwartet werden, dass derjenige
Anspruche verfolgt, der dem Ersatzpflichtigen kollegial oder geschéaftlich verbunden, ihm fur
seine eigene Bestellung zu Dank verpflichtet ist, oder der Gefahr lauft, dass im Verfahren

seine eigenen Versaumnisse aufgedeckt werden.

Die rechtspolitische Diskussion im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum KonTraG
war gerade im Punkte der Organhaftung auf3erordentlich bewegt und die gefundene Losung
erschien unter damaligen Umstanden das maximal Erreichbare. Dennoch kam die Diskussi-

on zur Organhaftung auch nach dem Inkrafttreten des KonTraG nicht zur Ruhe.
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So wurde zunachst und mit gewissem Recht die mangelnde Abstimmung zwischen dem
Verfolgungsrecht der Minderheit und dem Enquéterecht nach § 142 Abs. 2 bemangelt, das
insofern eine héhere Hirde aufstellt, als es nur von Aktionaren geltend gemacht werden
kann, deren Anteile zusammen 10% des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von

1 Million Euro erreichen. Dem begegnet der vorliegende Entwurf. Kritisiert wurde des weite-
ren, die Schwellenwerte des § 147 Abs. 1 und 3 seien zu hoch und hatten jedenfalls in den
bérsennotierten Publikumsgesellschaften haufig zur Folge, dass das Verfolgungsrecht der
Minderheit praktisch leer lauft. Dies Argument hatte besonders zu Zeiten sehr hoher Bérsen-
kurse Gewicht. Ungereimt sei ferner, dass die Minderheit gemaR § 147 Abs. 1 die Geltend-
machung der Ersatzanspriiche erzwingen kann, ohne dass ein gerichtliches Vorprifungs-
verfahren wie nach § 147 Abs. 3 oder ein Klagezulassungsverfahren stattfindet. Andererseits
wurde eingewandt, es misse der Gesellschaft im Hinblick auf die vom Bundesgerichtshof in
der ARAG/Garmenbeck-Entscheidung (BGHZ 135, 244) aufgestellten Grundsatze ermdglicht
werden, nachprufbar geltend zu machen, dass der Klage im Einzelfall Gberwiegende Griinde
des Gesellschaftswohls entgegenstehen. Das geltende Recht lasse dies weder gegentber
dem Verfolgungsrecht der Minderheit nach § 147 Abs. 1 noch im Bestellungsverfahren ge-
man § 147 Abs. 3 zu. Hat aber der Aufsichtsrat der Gesellschaft nachvollziehbar und Uber-
prifbar bejaht, dass gewichtige Interessen und Belange der Gesellschaft dagegen sprechen,
in dem betreffenden Fall einen Ersatzanspruch gerichtlich geltend zu machen, und hat auch
die Hauptversammlung keinen Beschluss nach § 147 Abs. 1 gefasst, dann sei kein Grund
daflr ersichtlich, weshalb eine Minderheit den Anspruch der Gesellschaft dennoch sollte
durchsetzen dirfen. Eingewandt wurde des weiteren, das Gesetz errichte damit, dass die
Minderheit gemanR § 147 Abs. 3 ihr Verfolgungsrecht nicht etwa selbst ausiiben, sondern nur
beim Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Bestellung eines besonderen Vertreters be-
antragen kann, nicht-sachgerechte Hirden, zumal die Minderheit die Prozessflihrung des
besonderen Vertreters nicht steuern konne, fiir den Fall aber, dass die Gesellschaft im
Rechtsstreit ganz oder teilweise unterliegt, diese die gemaR §§ 91, 92 ZPO auferlegten
Kosten sowie die Auslagen und die Vergutung fir den besonderen Vertreter erstatten muss
(§ 147 Abs. 4). Diese Kostenregelung vermittle falsche Anreize; sie wirke nicht nur auf von
vornherein aussichtslose Klagen abschreckend, sondern auch auf Klagen mit Erfolgsaus-

sicht, die im eigenen aber auch Interesse der Ubrigen Aktionare betrieben werden.

Mit der Anderung des § 147 und der Einfiihrung eines neuen § 147a wird das bisherige
System der Verfolgungsrechte der Minderheit neu geregelt. Damit wird der Tatsache Rech-
nung getragen, dass sich in dieser Frage seit Inkrafttreten des KonTraG unter dem Eindruck
der Ubertreibungen und Skandale an den Aktienmérkten in den Jahren 1999 und 2000 ein

grundlegender Stimmungswandel vollzogen hat, der durch die kritischen Stimmen im
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Schrifttum und nicht zuletzt durch die Empfehlungen der wirtschaftsrechtlichen Abteilung des
93. Deutschen Juristentages Leipzig 2000 dokumentiert wird. Ersatzanspriche, insbesonde-
re solche, die aus groben Pflichtverletzungen von Organmitgliedern herriihren, sollen kiinftig
unter erleichterten Voraussetzungen verfolgt werden kénnen. Die Hindernisse, welche die
bisherige Regelung der Durchsetzung von Ersatzanspriichen durch eine Minderheit in den
Weg stellte, und die falschen Anreize, die sie vermittelte, sollen so weit wie moéglich beseitigt

werden. Zugleich soll der Gefahr missbrauchlicher Klagen vorgebeugt werden.

Zu diesem Zweck entfallt das Minderheitenrecht geman § 147 Abs. 1 Satz 1 2. Alt., und das
bisherige Minderheitenrecht nach § 147 Abs. 3 wird in einem neuen § 147a, der auch die
bisherige Schwelle absenkt und an diejenige des ebenfalls gednderten § 142 Abs. 2 an-
gleicht, zu einem zweistufigen Verfahren ausgestaltet. Dem eigentlichen Klageverfahren ist
ein Klagezulassungsverfahren vor dem Prozessgericht vorgeschaltet, das solange eingeleitet
werden kann, wie der geltend gemachte Anspruch der Gesellschaft nicht verjahrt ist. Das
Klagezulassungsverfahren soll der Minderheit die Moglichkeit verschaffen, einen ex ante
aussichtsreichen Prozess in die Wege zu leiten, ohne das Risiko tragen zu mussen, im
(spateren) Rechtsstreit mit dessen Kosten belastet zu werden. Zugleich sollen aussichtslose

oder zu missbrauchlichen Zwecken betriebene Klagen von vornherein ausgeschaltet werden.

§ 147a Abs. 1 Satz 1 sieht dementsprechend vor, dass die Geltendmachung der Ersatzan-
spriche von Aktionaren beantragt werden kann, deren Anteile im Zeitpunkt der Antragstel-
lung zusammen den einhundertsten Teil des Grundkapitals oder einen Bérsenwert von
100.000 Euro erreichen. Mit diesem an den Entwurf der EG-Strukturrichtlinie angelehnten
Schwellenwert sollen auf wenige Aktien gestltzte Klagen verhindert werden, bei denen der
Grund und die Motivation der Klage jedenfalls nicht aus der wirtschaftlichen Beteiligung an
der Gesellschaft hergeleitet werden kann. Andererseits sollen die allzu prohibitiv wirkenden
Anforderungen der Altregelung, nach der die Geltendmachung eines Ersatzanspruchs bei
bérsennotierten Gesellschaften regelmalig einen Aktienwert in mindestens zweistelliger Mil-

lionenhodhe voraussetzte, splrbar gelockert werden.

Bemessungsgrundlage fiur den Bérsenwert ist bei Gesellschaften, die an einer inlandischen
Bdrse notiert sind, ist der nach Umsatzen gewichtete durchschnittliche Borsenkurs der Aktien
nach § 5 Abs. 3 WpUG-Angebotsverordnung wahrend der letzten drei Monate vor Antrag-
stellung. Der Gesetzentwurf verweist auf diese Vorschrift Gber eine generelle Bezugnahme
auf die Angebotsverordnung tiber § 31 Abs. 7 WpUG. Dieser Bdrsenkurs ist von der Bun-
desanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zur Ermittlung der Gegenleistung flr
Ubernahmeangebote und Pflichtangebote gemaR § 5 Abs. 1 WpUG-Angebotsverordnung zu

errechnen. Die gewichteten durchschnittlichen inlandischen Borsenkurse werden taglich
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fortlaufend auf der Internetseite der BaFin in der ,Datenbank zu den Mindestpreisen geman
Wertpapiererwerbs- und Ubernahmegesetz* veréffentlicht. Malgebender Bérsenwert ist das
Produkt aus der Anzahl der von den klagenden Aktionaren gehaltenen Aktien und dem von
der BaFin flr diese Aktien berechneten und veréffentlichten Bérsenkurs, jeweils bezogen auf
den Tag der Antragstellung durch die Aktionare. Fir Gesellschaften, die an auslandischen
Finanzplatzen notiert sind, gelten die Vorschriften des § 6 WpUG-Angebotsverordnung zur

Bestimmung des Bérsenwertes.

Indem nur auf den Bérsenwert, nicht aber auf den Marktwert abgestellt wird, wird zugleich
zum Ausdruck gebracht, dass bei einer nichtbérsennotierten Aktiengesellschaft immer nur
die prozentuale Schwelle gelten kann. Das erscheint auch gerechtfertigt, denn bei der nicht-
boérsennotierten Aktiengesellschaft, also der ,kleinen AG* ist die Anteilseignerstruktur in aller
Regel nicht so fraktioniert, wie bei der Publikums-AG, so dass die 1%-Hurde regelmafig oh-
ne Schwierigkeiten von allen genommen werden kann. Es brachte demgegenuber keinen
Gewinn, dafiir aber gro3e Bewertungsprobleme, neben der prozentualen Schwelle noch eine

.Marktwert-Schwelle” fir nichtborsennotierte Gesellschaften einzufiihren.

Indem der Entwurf die Haftungsklage nicht jedem Aktionar mit einer Aktie erdffnet, folgt er
der Erkenntnis, dass sich die Aktionarsstruktur moderner bérsennotierter Aktiengesellschaf-
ten erheblich gewandelt hat. Der langfristig unternehmerisch beteiligte Aktionar wird in der
modernen Aktiengesellschaft zunehmend durch Anlegeraktionare erganzt oder von ihnen
abgel6st, die ihre Beteiligung zum Zwecke der Kapitalanlage erwerben, unter Renditege-
sichtspunkten halten und aufgrund ihrer geringen Beteiligungsquote keine unternehmeri-
schen Ziele in der Gesellschaft verfolgen wollen und auch objektiv nicht verfolgen kénnen.
Dieser Trend ist erwlinscht. Die Verbesserung der Kapitalmarktkultur in Deutschland und die
Verbreitung der Aktie als Anlageinstrument in weiten Bevoélkerungsschichten ist durch eine
umfangreiche und erfolgreiche Aktienrechtsnovellierung und Finanzmarktférderungsgesetz-
gebung in den letzten Jahren bewusst geférdert worden. Die Beteiligung mdglichst weiter
Teile der Bevolkerung am Produktivvermogen ist ein gesellschaftspolitisches Anliegen des
Gesetzgebers. GrolRe borsennotierte Gesellschaften haben heute mehrere Hunderttausend,
teilweise uber eine Million Aktionare weltweit. Es ist eine logische Konsequenz dieser struk-
turellen Veranderungen, auch die aktienrechtlichen Rahmenbedingungen entsprechend an-
zupassen. Der Gesetzentwurf versucht daher durch eine typisierende Betrachtung Aktionare
mit eher unternehmerischem Interesse und solche mit vorrangiger Anlageorientierung an-
hand des 6konomischen Gewichts ihrer Beteiligung zu unterscheiden. Er halt daher an Quo-

ren-Regelungen fest, gibt aber zugleich den Aktionaren die Moglichkeit, untereinander zu
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kommunizieren und durch Zusammenschluss eine Minderheit von wirtschaftlichem Gewicht

zu bilden.

Nach § 147a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 missen die Aktionare jedoch im Klagezulassungsverfahren
durch Urkunden glaubhaft machen, dass sie die Aktien vor dem Zeitpunkt erworben haben,
in dem sie von den beanstandeten Pflichtverletzungen Kenntnis erlangt haben. Dies kann
durch einen Depotauszug der Bank oder durch Vorlage effektiver Stlicke erfolgen. Letzteres
mag etwa bei nichtbérsennotierten Aktiengesellschaften vorkommen. Dadurch soll vermie-
den werden, dass zu der formalen Frage der Klagezulassung langwierige Beweisaufnahmen

durchgefiihrt werden missen (vergleiche § 3 Satz 3 SpruchG).

Von der Pflicht zur Glaubhaftmachung ausgenommen sind Aktionare, bei denen der Aktien-
erwerb auf Gesamtrechtsnachfolge beruht. Das Gesetz will lediglich sicherstellen, dass sol-
che Aktionare als Antragsteller ausscheiden, die ihre Aktien in Kenntnis des moglichen
PflichtverstoRes und damit im Zweifel zu Zwecken missbrauchlicher Klageerhebung nur
kurzfristig und zumal im Wege der Aktienleihe auch ohne spurbaren wirtschaftlichen Einsatz

erworben haben.

Nach § 147a Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 setzt die Zulassung der Klage au3erdem voraus, dass die
antragstellenden Aktionare die Gesellschaft zuvor erfolglos aufgefordert haben, selbst Klage
zu erheben, und der Geltendmachung des Ersatzanspruchs keine tiberwiegenden Griinde
des Gesellschaftswohls entgegenstehen. Um Klarheit tber die EntschlieBung der Gesell-
schaft zu schaffen, haben die Klager dieser eine Frist zu setzen, flr welche die allgemeinen
Regeln gelten, z.B. auch hinsichtlich der Entbehrlichkeit einer Fristsetzung bei eindeutiger
Erklarung der Gesellschaft, nicht Klage erheben zu wollen (vgl. § 286 Abs. 2 BGB: Ernst-

hafte und endgultige Verweigerung).

Mit dieser Vorkehrung wird der subsididre Charakter des Verfolgungsrechts der Minderheit
unterstrichen. Die zustandigen Gesellschaftsorgane sollen zunachst selbst darliber ent-
scheiden, ob die verpflichtete Person zur Verantwortung gezogen werden soll oder nicht. Im
Sinne der vom Bundesgerichtshof im ARAG/Garmenbeck-Urteil aufgestellten Grundsatze
soll die Gesellschaft aulierdem die Mdglichkeit erhalten, einzuwenden und darzulegen, dass
der Anspruchsverfolgung Griinde des Gesellschaftswohls entgegenstehen, die das Interesse
an der Geltendmachung des Anspruchs unter Berucksichtigung auch der Schwere des
PflichtverstolRes Uberwiegen. Im Ubrigen kann die Unterrichtung der Gesellschaft durch die
klagebereiten Aktionare im Einzelfall auch dazu dienen, dem fiir die Geltendmachung des
Schadens zustandigen Organ zusatzliche Informationen zu verschaffen, die es flr eine

sachgerechte Entscheidung Uber die Anspruchsverfolgung benétigt.



ﬁ Bundesministerium -36-
& der Justiz

Nach § 147a Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 setzt die Zulassung der Klage schliel3lich voraus, dass Tat-
sachen vorliegen, die den Verdacht rechtfertigen, dass der Gesellschaft durch Unredlichkei-
ten oder grobe Verletzungen des Gesetzes oder der Satzung ein Schaden entstanden ist.
Das Gesetz will damit zum Ausdruck bringen, dass das Gericht dem Antrag auf Klagezulas-
sung nur stattgeben darf, wenn die Klage eine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat. Im Un-
terschied zur Altregelung des § 147 Abs. 3 Satz 1 und in Ubereinstimmung mit § 142 Abs. 2
Satz 1 wird ein ,dringender“ Verdacht allerdings nicht mehr verlangt. Das Gericht soll im Kla-
gezulassungsverfahren die Plausibilitat der Anspruchsverfolgung prufen, aber nicht in eine
abschlielRende Rechtspriifung eintreten; dies bleibt dem eigentlichen Klageverfahren vorbe-
halten. Im Gegenzug dazu wird der Minderheit, die die Klagzulassung durch schuldhaft un-

richtigen Vortrag erreicht, der spatere Kostenerstattungsanspruch beschrankt.

Die Beschrankung des Verfolgungsrechts auf Falle grober Verletzungen des Gesetzes oder
der Satzung entspricht der bisherigen Regelung in § 147 Abs. 3 Satz 1. Die Minderheit kann
also auch bei offensichtlichen und ohne Zweifel feststehenden leichtesten und leichten Ver-
letzungen des Gesetzes oder der Satzung mit Schadensfolge keine Klagezulassung erlan-
gen. In solchen Fallen soll eine kleine Minderheit der schweigenden oder andersdenkenden
Mehrheit ihren Verfolgungswunsch nicht aufdrangen kénnen. Im Fall von Unredlichkeiten,
welche stets ins Kriminelle reichende Treupflichtversté3e sind, wird eine solche Einschran-

kung freilich nicht gemacht.

§ 147a Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 gibt der Gesellschaft im Zulassungsverfahren die Mdglichkeit, im
Sinne der Grundsatze der ARAG/Garmenbeck-Entscheidung des Bundesgerichtshofs ein-
zuwenden, dass Grlnde des Gesellschaftswohls dem Schadensersatzprozess entgegenste-
hen. Entgegen den Formulierungen in der ARAG/Garmenbeck-Entscheidung wird nicht auf
.gewichtige®, sondern auf ,uberwiegende” Griinde abgestellt, um starker zum Ausdruck zu
bringen, dass im Normalfall eine Haftungsklage bei Vorliegen der Voraussetzungen der
Nummern 1-3 zuzulassen ist und nur im Wege einer Abwagung gegen lberwiegende entge-
genstehende Interessen davon abgesehen werden kann. Insbesondere mehrfache, nicht

Neues beitragende Klagen fallen unter diese Klausel.

In der anschlielenden Schadensersatzklage sind ausschlieBlich die Antragsteller des erfolg-
reichen Zulassungsverfahrens klagebefugt. Die Klage ist nach § 147a Abs. 3 Satz 1 binnen
drei Monaten nach Zustellung der Entscheidung zu erheben und nach § 147a Abs. 3 Satz 2
gegen die Organe oder verpflichteten Personen und auf Leistung an die Gesellschaft zu
richten. Das Gesetz rdumt den im Zulassungsverfahren erfolgreichen Aktionaren damit das
zeitlich begrenzte Recht ein, den Anspruch der Gesellschaft im Wege gesetzlicher Pro-

zessstandschaft im eigenen Namen geltend zu machen (actio pro socio). Die nach bisheri-



ﬁ Bundesministerium -37-
&> | der Justiz

gem Recht vorgesehene gerichtliche Bestellung eines besonderen Vertreters entfallt. Das
Gesetz tragt damit den bereits erwahnten Einwanden gegen diese Ausgestaltung des Ver-

folgungsrechts Rechnung.

Der Verzicht auf die Einschaltung eines besonderen Vertreters und die Beschrankung der
Klagebefugnis auf die im Klagezulassungsverfahren erfolgreichen Aktionare wirkt sich auch
auf die Frage der subjektiven Klagehaufung aus. Es kénnen sich mehrere Aktionare zusam-
menschliefen, um gemeinsam das Quorum zu erreichen und ein Klagezulassungsverfahren
anzustrengen. Ist die Klage aber zugelassen, so kénnen an der urspringlichen Klage nicht
beteiligte Aktionare, die von der Klageerhebung durch die Bekanntmachung in den Gesell-
schaftsblattern (§ 147a Abs. 3 Satz 3, § 25) oder auf andere Weise erfahren haben und
selbst als Klager auftreten wollen der vom Prozessgericht zugelassenen ersten Klage nicht
mehr nachtraglich beitreten. Die Nebenintervention ist ausgeschlossen, denn die Klage wur-
de nur hinsichtlich der urspriinglichen Klager zugelassen. Nachfolgeklager missen daher

ihrerseits das gerichtliche Zulassungsverfahren durchlaufen.

Das Gericht hat dabei neben dem erneuten Erreichen des Quorums auch zu prifen, ob nicht
einer weiteren Klage — auch im Hinblick auf das Kostenrisiko fur die Gesellschaft nach

§ 147a Abs. 6 — ein Uberwiegendes Interesse der Gesellschaft entgegensteht. Dies wird re-
gelmafig dann der Fall sein, wenn die Klage des ersten Klagers sich auch hinsichtlich der
anwaltlichen Betreuung in guten Handen befindet, wenn die nachfolgenden Klager keinerlei
substanziell neue Tatsachen vorzubringen haben, nicht erkennbar Uber andere, gewichtige
Informationsquellen verfiigen und also nicht von der Hand zu weisen ist, dass es sich um

» 1 rittbrettfahrer handelt, die nach erfolgreichem Zulassungsverfahren eines anderen nun
aufspringen wollen, mdglicherweise nur um der Anwaltsgeblihren willen. Da es hier um eine
actio pro socio geht, gibt es nur einen Streitgegenstand, dessen mehrfache Geltendmachung
zwar nicht ausgeschlossen sein soll, die aber nicht ohne weiteres und ohne das Vorliegen

besonderer Umstande sinnvoll erscheint.

Die Regelung in § 147a Abs. 4 betreffend die Publizitat von verfahrensbeendigenden Ver-

einbarungen entspricht der gleichfalls neuen Regelung des § 248a.

Die in § 147a Abs. 5 vorgesehene Rechtskrafterstreckung steht jedoch grundsatzlich der
Zulassigkeit weiterer Klagen sonstiger Aktionare — oder der Gesellschaft, die sich dem Pro-
zess nachtraglich durch eigene Klageerhebung anschlieRen kann, da fir sie eine Zulassung
nicht erforderlich ist — nicht entgegen. Dies bringt auch § 147a Abs. 3 Satz 3 zum Ausdruck,
wonach mehrere Klagen zur gleichzeitigen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden

sind.
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Allerdings muss bei Wegfall des besonderen Vertreters auf andere Weise Vorsorge gegen
das Problem der ,Geblihrenschneiderei“ getroffen werden. Dieses Problem stellt sich in all
den Fallen, in denen ein Aktionar sich mehrere Anwalte nimmt, vor allem aber, wenn sich
mehrere Aktionare in Streitgenossenschaft verbinden, gemeinsam die Klagzulassung erwir-
ken und sie dabei und im Hauptverfahren mehrere Anwalte nehmen. Es muss verhindert
werden, dass die einzelnen Organmitglieder mit hohen, ungerechtfertigten Kosten, die auf-
grund des in § 147a Abs. 6 Satz 3 vorgesehenen Befreiungsanspruchs auch die Gesellschaft
treffen kdnnen, belastet werden. § 147a Abs. 6 Satz 4 sieht daher — neben der ersten
Schwelle des entgegenstehenden Gesellschaftsinteresses - vor, dass die Kosten mehrerer
Bevollmachtigter nur zu erstatten sind, soweit sie zur zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung unerlasslich waren. Das Gesetz macht damit eine Ausnahme von dem im Zivilprozess-
recht vertretenen — allerdings nicht unumstrittenen — Grundsatz, dass jeder Streitgenosse flr
sich einen eigenen Prozessbevollmachtigten bestellen und Kostenerstattung verlangen kann.
Die Erstattung der durch die Einschaltung weiterer Bevollmachtigter entstandenen Mehr-
kosten bedarf vielmehr einer besonderen Rechtfertigung. Sie wird in der Regel nur in Be-
tracht kommen, wenn die Geltendmachung des Anspruchs schwierige und umfangreiche
Fragen tatsachlicher und rechtlicher Art aufwirft, so dass das Verfahren durch einen Bevoll-
machtigten allein nicht sachgerecht betrieben werden kann. Nach § 147a Abs. 3 Satz 4 sind
die Klageerhebung und der Termin zur mindlichen Verhandlung unverztglich in den Gesell-
schaftsblattern, also jedenfalls im elektronischen Bundesanzeiger bekannt zu machen, um
den Ubrigen Aktionaren Gelegenheit zu geben, sich bis zur Entscheidung der Klagezulas-
sung dem urspringlichen Klager anzuschliellen oder — unter den engen genannten Voraus-

setzungen - ein eigenes und zusatzliches Zulassungsverfahren zu betreiben.

§ 147a Abs. 5 enthalt verschiedene Vorgaben fiir die Kostengrundentscheidung, die bei Er-
folglosigkeit des Zulassungsantrags in der das Zulassungsverfahren abschliefenden Ent-
scheidung, ansonsten im Endurteil zu treffen ist. Wird der Antrag abgewiesen, haben die
Antragsteller die Kosten des Zulassungsverfahrens zu tragen (§ 147a Abs. 6 Satz 1). Diese
insoweit der Grundregel des § 91 Abs. 1 ZPO entsprechende Zuweisung der Kostentra-
gungspflicht erscheint in diesem Stadium noch sachgerecht, da es noch an jeder Vorprifung
durch das Prozessgericht fehlt, die Hohe des vom Gericht entsprechend § 3 ZPO festzuset-
zenden Streitwerts fur die Antragsteller in der Regel Uberschaubar sein wird und nicht Anrei-
ze zu kostenlosem” Austesten der Erfolgaussichten gegeben werden sollen. Was das Kla-
geverfahren betrifft, gelten im Verhaltnis zwischen den Parteien die §§ 91, 92 ZPO. Fir den
Fall, dass die Klage ganz oder teilweise abgewiesen wird, billigt allerdings § 147a Abs. 6
Satz 3 den Klagern einen materiellrechtlichen Kostenerstattungsanspruch zu. Zwar haben

die Klager etwaige Vorschiisse zunachst vorzuleisten, doch kdnnen sie von der Gesellschaft
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die Erstattung der auf sie entfallenden Kosten des Rechtsstreits einschlief3lich der Kosten
des Zulassungsverfahrens verlangen. Da die Zulassung der Klage durch das Prozessgericht
nach summarischer Prifung — zumal im Hinblick auf die Voraussetzung nach § 147a Abs. 1
Satz 3 Nr. 2 — darauf hindeutet, dass die Klageerhebung im wohlverstandenen Interesse der
Gesellschatft liegt, erscheint es nur angemessen, der Gesellschaft nicht nur den Klageerfolg
zugute kommen zu lassen, sondern sie auch mit dem Risiko des Prozessverlustes zu be-
lasten. Auch dabei sind aber Fehlanreize zu vermeiden. Ebenso wenig wie das Gesetz An-
reize zu ,kostenlosem* Austesten der Erfolgaussichten im Zulassungsverfahren erzeugen
mdchte, soll es auch keinen Anreiz geben, die Schwelle des Zulassungsverfahrens durch
fahrlassig oder vorsatzlich falschen, aufgebauschten, sensationell aufgemachten oder frei
erfundenen Sachvortrag zu Uberspringen und damit in den anschlielRenden Genuss der
Kostenerstattung im Hauptverfahren zu gelangen, in dem die Falschlichkeit der Verdachti-
gungen sich dann erst erweist. Es ist deshalb der Kostenerstattungsanspruch aufgrund fru-

heren schuldhaften Tuns des Klagers einzuschranken.

Zu Nummer 15 (§ 193 Abs. 2 AktG - Erfordernisse des Beschlusses):

Bei der Schaffung eines bedingten Kapitals nach § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG zwecks Einrau-
mung von Aktienoptionen an Arbeithnehmer und Mitglieder der Geschaftsfliihrung der Gesell-
schaft oder eines verbundenen Unternehmens sind im Hauptversammlungsbeschluss ge-
maf § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG die Eckpunkte des Optionsprogramms anzugeben. Aufgrund
dieser Regelung muss die Verwaltung sich der Hauptversammlung und der interessierten
Offentlichkeit mit ihrem Vorschlag stellen, und diese kénnen sich selbst ein Urteil bilden, ob
es sich um ein ,ehrgeiziges* und mit den Interessen der Aktionare gleichlaufendes Pro-
gramm handelt, oder um den Versuch der ,Selbstbedienung®. Fir einen Hauptversamm-
lungsbeschluss Uber eine bedingte Kapitalerhéhung zur Gewahrung von Umtausch- oder
Bezugsrechten an Glaubiger von Wandelschuldverschreibungen nach § 192 Abs. 2 Nr. 1
AktG ist ein derartiger Eckpunkte-Beschluss der Hauptversammlung bislang nicht vorge-
schrieben. Die in § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG festgelegten Mindeststandards flir die Ausgestal-
tung von Aktienoptionsprogrammen gelten mithin nicht, wenn Optionsrechte vergitungshal-
ber nicht nackt gewahrt werden, sondern mit einer Wandelschuldverschreibung oder Opti-
onsanleihe oder einem ahnlichen Vehikel verknupft sind. Der Gesetzgeber des KonTraG hat
dieses ,Schlupfloch® seinerzeit bewusst offengelassen, da zunachst abgewartet werden

sollte, ob die neugeschaffene Moglichkeit der vergutungshalber erfolgenden Gewahrung
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nackter, nicht — wie bis dahin allein zuldssig — mit einer Wandelschuldverschreibung oder

Optionsanleihe verkniipfter Optionen von der Praxis angenommen werden wurde.

Die Regierungskommission Corporate Governance hat das Thema in ihren Beratungen auf-
gegriffen und fuhrt dazu weiter aus: ,In Anbetracht der Akzeptanz dieser Gestaltung durch
die Praxis besteht nach Auffassung der Regierungskommission heute kein Grund mehr, die
vergutungshalber erfolgende Gewahrung von Optionsrechten, die mit einer Wandelschuld-
verschreibung oder Optionsanleihe oder einem ahnlichen Vehikel verkntipft sind, nicht den-
selben Mindestanforderungen zu unterwerfen, wie sie gemaR § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG fir
vergutungshalber gewahrte nackte Optionen gelten.“ Dem ist zuzustimmen. Die Licke soll
nunmehr geschlossen werden. Es ist nicht verstandlich zu machen, weshalb die Befassung
der Hauptversammlung mit den wesentlichen Grundziigen eines Aktienoptionsprogramms
gerade dann soll unterbleiben dirfen, wenn Wandelschuldverschreibungen vergitungshalber
ausgegeben werden, also ein wesentlich weniger transparentes und fir die Aktionare weni-

ger verstandliches Modell gewahlt wird, als es nackte Optionen sind.

Zu Nummer 16 (§ 237 AktG - Voraussetzungen)

Bei der Einziehung von Stiickaktien durch gleichzeitige Anhebung aller verbleibenden Stuck-
aktien wird das Grundkapital nicht abgesenkt, deshalb braucht eine Kapitalrticklage nach
Absatz 5 auch nicht gemacht zu werden. Es handelt sich um eine Klarstellung in der Folge

einer Anderung durch das Transparenz- und Publizitatsgesetz.

Zu Nummer 17 (§ 242 Abs. 2 AktG - Heilung der Nichtigkeit):

Die Anderungen in § 242 Abs. 2 sind eine Folge der Einflihrung eines allgemeinen Freigabe-
verfahrens in § 246a mit Bestandskraft der Freigabe und werden im Zusammenhang mit die-

ser Vorschrift erlautert.

Zu Nummer 18 (§ 243 Abs. 4 AktG - Anfechtungsgriinde), Nummer 35 (§ 320b
Abs. 2 AktG - Abfindung der ausgeschiedenen Aktionare) und Nummer 36 (§ 327f AktG
- Gerichtliche Nachpriifung auf Abfindung):

Der bisherige § 243 Abs. 4 wird vollstandig neu gefasst. Die Neufassung prazisiert die Vor-
aussetzungen der Begriindetheit einer Anfechtungsklage, welche auf die Verletzung von
Informationspflichten gestitzt wird. § 243 Abs. 4 umfasst zwei Regelungen: Satz 1 der Neu-

fassung enthalt die allgemeine Regelung fur Anfechtungsklagen wegen der Verletzung von
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Informationspflichten, wahrend Satz 2 speziell den Fall der Informationspflichtverletzung im

Zusammenhang mit Bewertungsfragen betrifft.

Eine Neufassung des § 243 Abs. 4 Satz 1 wurde auch von der Regierungskommission Cor-
porate Governance vorgeschlagen. Nach dem Gesetzentwurf bleibt die Anfechtungsbefugnis
bei Informationspflichtverletzungen allen Aktionaren unabhangig von ihrer Beteiligungsquote
erhalten. § 243 Abs. 4 Satz 1 folgt der Linie des Bundesgerichtshofes, wonach es entschei-
dend darauf ankommt, ob ein objektiv urteilender Aktionar sein Stimmverhalten von dem
Inhalt der Auskunft auf seine Frage abhangig gemacht hatte. Durch diese die herrschende
Rechtsprechung aufgreifende und verdichtende positivrechtliche Fassung wird zum einen
das Gewicht der geregelten Rechtsgrundsatze besonders betont und zugleich die Rechtssi-
cherheit und Rechtsklarheit erhoht.

Das Tatbestandsmerkmal ,Verweigerung einer Auskunft in § 243 Abs. 4 a.F. wurde in der
Neufassung durch die Formulierung ,unrichtige, unvollstandige oder verweigerte Erteilung
von Informationen® ersetzt. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden, die neue
Formulierung entspricht der bisherigen Auslegung dieses Tatbestandsmerkmals. Die Be-
deutung der Information fir die Urteilsbildung des Aktionars wird durch die Neufassung be-
tont. Die Formulierung stellt dabei nicht darauf ab, ob die richtige Antwort den verninftigen
Aktionar in seinem Verhalten beeinflusst hatte, sondern darauf, ob der Fragegegenstand so
gewichtig ist, dass er - abhangig von der Antwort, die aber nicht bekannt ist - das Verhalten

beeinflusst hatte.

Der fragliche Umstand muss bei Anlegung eines objektiven Beurteilungsmalistabes flir die
Meinungsbildung des Aktionars lber einen bestimmten Beschlussgegenstand ein wesentli-

ches Element darstellen.

Die Aufhebung des § 243 Abs. 4 a.F. bedeutet keine Anderung der bisherigen Gesetzesre-
gelung, dass Aussagen der Hauptversammlung oder anderer Aktionare, die Verweigerung
der Auskunft habe ihre Beschlussfassung nicht beeinflusst, unbeachtlich sind. Die bisherige
Formulierung wird durch den neu eingefihrten Bezug auf den objektiv urteilenden Aktionar in
§ 243 Abs. 4 Satz 1 abgedeckt. Der objektiv urteilende Aktionar ist der vernunftig und im
wohlverstandenen Unternehmensinteresse handelnde Aktionar. Dieser Aktionar verfolgt kei-
ne kurzfristigen Ziele, sondern ist an der langfristigen Ertrags- und Wettbewerbsfahigkeit

seiner Gesellschaft interessiert.



ﬁ Bundesministerium -42 -
4o der Justiz

§ 243 Abs. 4 Satz 2 in der Fassung des Entwurfs betrifft Anfechtungsklagen, die sich auf
Informationspflichtverletzungen im Zusammenhang mit Bewertungsfragen stiitzen. Geman

§ 243 Abs. 4 Satz 2 sind Anfechtungsklagen wegen Informationspflichtverletzungen ausge-
schlossen, wenn diese Informationspflichtverletzungen sich auf Beschlussinhalte beziehen,
deren Anfechtung gesetzlich ausgeschlossen und deren Uberpriifung einem Spruchverfah-
ren vorbehalten ist. Der Entwurf ist beschrankt auf ,unrichtige, unvollstandige oder unzurei-
chende” Information. Damit sind Fehler, Mangel, Unvollstandigkeiten in Teilbereichen ge-
meint. Nicht erfasst sind Totalverweigerungen von Informationen oder weitreichende Fehlan-
gaben. Das Anfechtungsrecht muss in extremen Fallen als zusatzliches Schutzinstrument
erhalten bleiben, um zu verhindern, dass das Auskunftsrecht in gravierendem Ausmaf} und

bewusst missachtet wird.

Die Regelung folgt einer Linie, die bereits der Bundesgerichtshof im Falle der Verletzung von
Informationspflichten im Zusammenhang mit formwechselnden Umwandlungen vorgezeich-
net hat: Beschlussmangel, die Bewertungsfragen wie die Hohe oder Angemessenheit von
Leistungen, Abfindungen oder Zuzahlungen betreffen, sollen die Wirksamkeit des Beschlus-
ses nicht beeintrachtigen. Vielmehr sind derartige Bewertungsmangel im Spruchverfahren zu
rigen und gerichtlich zu Uberprifen. Dies gilt auch fur bewertungsbezogene Informations-
mangel. Der neue § 243 Abs. 4 Satz 2 will eine Rechtschutzabundanz vermeiden, ordnet
aber nicht selbst die Anwendbarkeit des Spruchverfahrens an, sondern greift nur in den Fal-
len ein, in denen durch Gesetz an anderer Stelle dieses Verfahren vorgeschrieben ist.
Spruchverfahren sind gesetzlich vorgesehen in denin § 1 Nr. 1-4 SpruchG genannten Fal-
len. Diese Aufzahlung ist nicht abschlieliend. Durch § 243 Abs. 4 Satz 2 ausgeschlossen
werden Anfechtungsklagen wegen bewertungsbezogener Informationsmangel in den Fallen
der §§ 14 Abs. 2, 15, 29, 32, 125, 176-181, 184, 186, 196 und 207, 210 UmwG, 304 Abs. 3
Satz 3, 305 Abs. 4 Satz 1 und 2 AktG.

In den Fallen der Abfindung bei Eingliederung (§ 320b Abs. 2 Satz 3) und dem Squeeze-Out
(§ 327f Satz 3) ist nach der bisherigen Gesetzesformulierung die Anfechtungsklage nicht
ausgeschlossen, wenn eine Abfindung nicht oder nicht ordnungsgemaf angeboten worden
wird. Da eine unterschiedliche Behandlung dieser Falle nicht geboten erscheint, werden

§ 320b Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 und § 327f Satz 1 und Satz 2 entsprechend geandert, die

Satze 3 entfallen jeweils.
Zu Nummer 19 (§ 245 AktG - Anfechtungsbefugnis)

Der Entwurf kniipft die Anfechtungsbefugnis nicht, wie vielfach vorgeschlagen, an eine Be-

sitzzeit von mehreren Monaten. Das ware sachlich nicht gerechtfertigt und darauf hatte die
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Regierungskommission Corporate Governance auch zutreffend hingewiesen: Es darf nicht
sein, dass ein neu hinzutretender Aktionar anschliefsiend mit fir ihn sehr negativen Be-
schlussvorschlagen konfrontiert wird und sich gegen die gefassten Beschliisse auch nicht
durch Anfechtungsklage zu Wehr setzen kann. Deshalb knlpft der Entwurf an die Bekannt-
machung der Tagesordnung an. Wer nach der Bekanntmachung der Tagesordnung Aktien
kauft, weil}, welche Beschllsse zu erwarten sind und ist weniger schutzbedurftig. Umgekehrt
fuhrt es zu Fehlanreizen, wenn das Gesetz die Mdglichkeit eréffnet, nach Bekanntmachung
der Tagesordnung gezielt einzelne Aktien zu kaufen, um damit Anfechtungsklagen zu betrei-
ben. In diesen Fallen dirfte regelmalig nicht das Interesse an einer langfristig gedeihlichen
Entwicklung der Gesellschaft und an der Wertsteigerung der erworbenen Unternehmensbe-

teiligung die Kaufentscheidung motiviert haben.

Zu Nummer 20 (§ 246 Abs. 3 AktG - Anfechtungsklage):

Durch die Anderung von § 246 Abs. 3 kénnen die Landesregierungen nunmehr eine gericht-
liche Zustandigkeitskonzentration fur Anfechtungsklagen vorsehen. Die Neuregelungen sind
identisch mit den Regelungen in § 132 Abs. 1 Satz 2 bis 4. Sinn und Zweck der Regelung ist
es den Bundeslandern zu ermdglichen, den gesellschaftsrechtlichen Sachverstand bei einem
Landgericht eines Oberlandesgerichtsbezirkes zu blindeln. Dies erscheint angesichts der
teilweise komplexen gesellschaftsrechtlichen, umwandlungsrechtlichen und betriebswirt-
schaftlichen Fragestellungen in Anfechtungsprozessen im Interesse der Férderung der Qua-
litdt gerichtlicher Entscheidungen angezeigt. Die Erfahrungen mit den entsprechenden Re-
gelungen in § 132 Abs. 1 Satz 2 bis 4 sind durchweg positiv. Dort wurde in weitem Umfang
von der Ermachtigung Gebrauch gemacht. Wie bei § 132 Abs. 1 Satz 2 sind gemaf § 246
Abs. 3 Satz 2 die Kammern flir Handelssachen vor den allgemeinen Zivilkammern zustandig,
falls solche bei dem betreffenden Landgericht gebildet worden sind. Bedenken, die vereinzelt
gegen eine Zuweisung der Zustandigkeit an die Kammer fir Handelssachen geaulert wor-

den sind, werden nicht geteilt.

Zu Nummer 21 (§ 246a AktG - Freigabeverfahren) und Nummer 17 (§ 242 Abs. 2 AktG -
Heilung der Nichtigkeit):

§ 246a fuhrt— nach dem bewahrten Vorbild der § 319 Abs. 6 AktG und § 16 Abs. 3 UmwG —
nunmehr ein allgemeines Freigabeverfahren fir bestimmte eintragungsdurftige Hauptver-
sammlungsbeschlisse ein. Das neue Freigabeverfahren kommt nur zur Anwendung, soweit
nicht bereits vorrangig die Freigabeverfahren nach § 319 Abs. 6 AktG oder § 16 Abs. 3

UmwG anwendbar sind. Wie bei diesen Freigabeverfahren muss die Gesellschaft, deren
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Hauptversammlungsbeschluss angegriffen wird, bei dem fiir die Entscheidung tber die An-
fechtungsklage zustandigen Gericht beantragen festzustellen, dass die erhobene Klage der

Eintragung des Hauptversammlungsbeschlusses nicht entgegensteht.

§ 246a fuhrt entgegen dem Vorschlag der Regierungskommission Corporate Governance
keine allgemeine Registersperre fir strukturandernde, eintragungsbeddrftige Hauptver-
sammlungsbeschliisse ein. Eine Registersperre ist keine zwingende Voraussetzung fir ein
Freigabeverfahren. Der Gesetzentwurf knlipft das Freigabeverfahren an die Erhebung der
Klage als solcher an. Eine Entscheidung des Registerrichters gemass § 127 FGG, die bean-
tragte Eintragung auszusetzen, ist flr die Einleitung des Freigabeverfahrens nicht erforder-
lich.

Durch die Freigabeentscheidung stellt das Prozessgericht fest, dass die Erhebung der An-
fechtungsklage der Eintragung des Hauptversammlungsbeschlusses nicht entgegensteht.
Wie bei den anderen Freigabeverfahren enthalt dieser Beschluss noch keine Entscheidung

Uber die Begriindetheit der Anfechtungsklage im Hauptsacheverfahren.

Da § 246a keine Registersperre vorsieht, musste die Bindung des Registerrichters an die
Freigabeentscheidung des Prozessgerichtes neu und ausdrtcklich geregelt werden. Bei den
existierenden Freigabeverfahren der § 319 Abs. 6 AktG, § 16 Abs. 3 UmwG wird die Bin-
dungswirkung des Registergerichtes an die Entscheidung des Prozessgerichtes dadurch
gewahrleistet, dass nach dem jeweiligen Gesetzeswortlaut die Freigabeentscheidung des
Prozessgerichts die ,Negativerklarung“ des Vertretungsorgans der Gesellschaft ersetzt. Die
Negativerklarung in den Freigabeverfahren der § 319 Abs. 6 AktG, § 16 Abs. 3 UmwG ist

integraler Teil der fir diese Verfahren typischen Registersperre.

Mangels Registersperre konnte diese Regelungssystematik nicht Gbernommen werden.

§ 246a Abs. 1 S. 3 ordnet daher die Bindungswirkung der Freigabeentscheidung des Pro-
zessgerichts gegentber dem Registerrichter direkt an. Die gesetzlich angeordnete Bin-
dungswirkung entspricht in ihrem Umfang der Rechtslage bei § 319 Abs. 6 AktG, § 16 Abs. 3
UmwG: Grundsatzlich bleibt die Prifungskompetenz des Registerrichters durch die Ent-
scheidung des Prozessgerichtes unberuhrt, sodass dieser nicht gehindert ist, die Eintragung
aus anderen Grinden, beispielsweise wegen formaler Fehler, mangelhafter Beglaubigung
des Eintragungsantrags, nicht nachgewiesener Vertretungsberechtigung des Antragstellers

etc. abzulehnen.

Auch im Falle der Freigabe der Eintragung wegen Unzulassigkeit der Anfechtungsklage ver-

bleibt dem Registerrichter der volle Prufungsumfang, da die dem Schutz 6ffentlicher Interes-
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sen dienenden Normen vom Prozessgericht nicht geprift wurden. Entsprechendes gilt fur
den Fall, dass die Freigabe wegen offensichtlicher Unbegriindetheit der Anfechtungsklage
ausgesprochen wurde und die dem 6ffentlichen Interesse dienenden Normen nicht Streitge-
genstand der Anfechtungsklage waren, vom Prozessgericht also auch nicht geprift worden
sind. Hat das Prozessgericht die dem o6ffentlichen Interesse dienenden Normen hingegen
gepruft, ist der Registerrichter an das Priifungsergebnis des Prozessgerichtes gebunden,
sodass er von einer Verletzung bzw. Nicht-Verletzung der Normen auszugehen und dement-
sprechend bei der Eintragung zu verfahren hat. Hat das Prozessgericht die Freigabeent-
scheidung trotz der Verletzung von im &ffentlichen Interesse liegender Normen aufgrund vor-
rangigen Eintragungsinteresses bejaht, ist der Registerrichter an diese Wertung des Pro-
zessgerichts gebunden und verpflichtet, die Eintragung des Hauptversammlungsbeschlusses

trotz der Verletzung solcher Normen vorzunehmen.

Der Gesetzentwurf setzt die Forderung der Regierungskommission Corporate Governance
um, die Eintragung von strukturdndernden Hauptversammlungsbeschliissen, namentlich von
Kapitalmalinahmen, entsprechend der Regelung im Umwandlungsgesetz mit Bestandskraft
auszustatten. Gemass § 246a Abs. 1 Satz 3 2. Satzteil stellt das Prozessgericht auf Antrag
der Gesellschaft die Bestandskraft der Eintragung mit Wirkung fur und gegen jedermann
fest. Diese Regelung wird erganzt durch die neu hinzugefiigten § 242 Abs. 2 Satz 5 und 6
sowie durch § 246a Abs. 1 Satz 8. Im Falle einer erfolgreichen Anfechtungsklage nach be-
standskraftiger Eintragung des Hauptversammlungsbeschlusses kann der Klager nur noch
Schadensersatz verlangen, nicht jedoch die Beseitigung der Wirkung der Eintragung. Somit
verleiht der Freigabebeschluss des Prozessgerichtes dem Hauptversammlungsbeschluss die
gleiche Bestandskraft, welche das Umwandlungsgesetz u.a. in den §§ 16 Abs. 3, 20 Abs. 2
UmwG fir Verschmelzungen vorsieht. Allerdings schliel3t diese Regelung die Geltendma-
chung von individuellen Schadensersatzanspriichen der Anfechtungsklager ebenso wenig
aus, wie dies im Umwandlungsgesetz der Fall ist. Typischerweise wird der Schaden des
Klagers nur in seinen, aufgrund der Bestandskraft der Eintragung vergeblichen, Prozess-

kosten bestehen.

Die Bestandskraft der Eintragung wird dadurch gewahrleistet, dass gemass § 242 Abs. 2
Satz 5 das der Anfechtungsklage stattgebende Urteil nach § 248 Abs. 1 Satz 3 nicht mehr
eingetragen werden kann, wenn das Prozessgericht rechtskraftig festgestellt hat, dass Man-
gel des Hauptversammlungsbeschlusses die Wirkung der Eintragung unberthrt lassen. Mit
dieser Formulierung wird klargestellt, dass trotz Nichtigkeit des Hauptversammlungsbe-
schlusses infolge einer erfolgreichen Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage der eingetragene

Hauptversammlungsbeschluss nicht durch Eintragung des der Klage stattgebenden Urteils
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mittels Vermerk nach § 44 HRV als nichtig bezeichnet werden kann. § 242 Abs. 2 Satz 6
stellt klar, dass ein als bestandskraftig bezeichneter Hauptversammlungsbeschluss auch
nicht nach § 144 Abs. 2 FGG von Amts wegen als nichtig geldscht werden darf. Die Eintra-
gung des Hauptversammlungsbeschlusses unter Feststellung der Bestandskraft durch das
Prozessgericht kann somit weder nach § 248 Abs. 1 AktG, noch nach § 144 Abs. 2 FGG
rickgangig gemacht werden. Der Beschluss ist folglich nichtig, seine Wirkungen haben aber

Bestand.

Das Freigabeverfahren ist als spezielles Eilverfahren konzipiert, es gelten die Regeln der
ZPO, nicht des FGG. Die der Verfahrensbeschleunigung dienenden Regeln sind wortgleich
aus den § 319 Abs. 6 AktG, § 16 Abs. 3 UmwG GUbernommen worden. Gemass § 246a

Abs. 1 Satz 4 soll die Entscheidung spatestens drei Monate nach Stellung des Antrags durch
die Gesellschaft fallen. Diese Zeitvorgabe ist neu. Sie beruht ebenfalls auf einer Empfehlung
der Regierungskommission Corporate Governance und ist fir das Prozessgericht nicht
zwingend bindend. Jedoch ist eine Fristiberschreitung von dem Prozessgericht in einem
unmittelbar nach Fristablauf an die Parteien zu richtenden Zwischenbescheid konkret zu be-

grunden.

Entsprechende Zeitvorgaben fur die gerichtliche Entscheidung existieren bereits in anderen
Gesetzen, z.B. in § 36 Abs. 3 AsylVFG. Allerdings erscheint unter verfassungsrechtlichen
Gesichtspunkten eine Verlangerungsmaglichkeit fir diese Entscheidungsfrist geboten. Es
sind Prozesssituationen denkbar, in denen der Richter die von ihm geforderte Entscheidung
innerhalb einer starren Frist nicht zu leisten vermag. Dem Gericht muss es deshalb erméog-
licht werden, auf tatsachliche oder rechtliche Besonderheiten des Falles sachangemessen
zu reagieren und das insbesondere dann, wenn die Verzdgerung auf Versaumnissen der
antragstellenden Partei beruht. Der Gesetzentwurf sieht deshalb in § 246a Abs. 1 Satz 4 3.
Halbsatz die Mdglichkeit einer Verlangerung der Entscheidungsfrist mit Begriindungszwang
vor. Der Beschluss, mit dem die Entscheidungsfrist verlangert wird, ist unanfechtbar. Die
Befurchtung, damit werde es den Gerichten ermdglicht, die gesetzliche Frist ohne weiteres
wieder auszuhebeln, ist aus heutiger Sicht nicht begriindet. Die Begriindungspflicht fur die
Fristverlangerung durfte einer allzu groRzligigen Handhabung entgegenwirken. Selbst als
letztlich sanktionsloses Instrument schafft eine derartige Frist im Ubrigen ein Leitbild, das —

wie die Erfahrungen mit § 36 AsylVfG zeigen — von den Gerichten auch angenommen wird.

Werden mehrere Anfechtungsklagen isoliert gegen denselben Hauptversammlungsbe-
schluss erhoben und werden diese Anfechtungsklagen entgegen § 246 Abs. 3 Satz 6 nicht
zur gleichzeitigen Verhandlung und Entscheidung verbunden, ist dennoch fir alle Anfech-

tungsklagen ein einheitliches Freigabeverfahren zu beantragen, in dem die Zulassigkeit und
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Begrindetheit sowie der Vorrang des Vollzugsinteresses vor dem Aussetzungsinteresse flir
jede einzelne Anfechtungsklage zu prifen und dann fir alle Anfechtungsklagen einheitlich zu
entscheiden ist. Gleiches gilt, wenn mehrere Anfechtungsklagen gemass § 246 Abs. 3 Satz 6

zur gleichzeitigen Verhandlung und Entscheidung verbunden werden.

Die im Freigabeverfahren vorzutragenden Tatsachen sind glaubhaft zu machen. Die antrag-
stellende Gesellschaft und der Antragsgegner kénnen sich aller zivilprozessualen Beweis-
mittel einschliellich der eidesstattlichen Versicherung bedienen, jedoch sind nur prasente
Beweismittel zulassig. Gegen den Beschluss des Prozessgerichtes findet die sofortige Be-

schwerde statt.

Der Gesetzentwurf Gbernimmt in § 246a Abs. 1 Satz 2 unverandert die Freigabekriterien, die
auch in § 319 Abs. 6 Satz 2 AktG, § 16 Abs. 3 Satz 2 UmwG Anwendung finden. Neben den
Fallen der Unzulassigkeit oder offensichtlichen Unbegriindetheit der Anfechtungsklage er-
moglicht es die Interessenabwagungsklausel dem Gericht, die Eintragung auch im Falle ei-
ner begriindeten Anfechtungsklage freizugeben, wenn das Vollzugsinteresse der Gesell-
schaft gegenuber dem Aussetzungsinteresse des Anfechtungsklagers vorrangig erscheint.
Diese Freigabekriterien sind in der Hoffnung unverandert tbernommen worden, dass die

Praxis eine einheitliche Linie zur Anwendung der Freigabekriterien finden wird.

Nach eingehender Wiirdigung der zu § 319 Abs. 6 Satz 2 und § 16 Abs. 3 Satz 2 UmwG
ergangenen gerichtlichen Entscheidungen und nochmaliger Uberpriifung der gesetzgeberi-
schen Motive sind die Freigabekriterien bei allen Freigabeverfahren folgendermaflen anzu-
wenden: Bei der Auslegung des Kriteriums ,,offensichtlich unbegriindet® kommt es nicht dar-
auf an, welcher Prifungsaufwand erforderlich ist, um die Unbegrindetheit der Anfechtungs-
klage festzustellen. Mal3geblich ist das Mal} an Sicherheit, mit der sich die Unbegriindetheit
der Anfechtungsklage unter den Bedingungen des Eilverfahrens prognostizieren lasst. Of-
fensichtlich unbegriindet ist eine Anfechtungsklage dann, wenn sich mit hoher Sicherheit die
Unbegriindetheit der Klage vorhersagen lasst, der flr diese Prognose erforderliche Pri-

fungsaufwand des Prozessgerichtes ist nicht entscheidend.

Die Interessenabwagungsklausel dient dazu, dem Prozessgericht eine Freigabe der Eintra-
gung auch dann zu erméglichen, wenn die Anfechtungsklage voraussichtlich oder zweifels-
frei begriindet sein wird. Die Begruindetheit der Anfechtungsklage ist bei Anwendung der
Interessenabwagungsklausel zugunsten des Anfechtungsklagers zu unterstellen. Ein Vor-
rang des Vollzugsinteresses der Gesellschaft vor dem Aussetzungsinteresse des Anfech-
tungsklagers ist daher nicht ausgeschlossen, wenn die Erhebung der Anfechtungsklage er-

folgversprechend scheint, sondern vielmehr Voraussetzung fiir die Anwendung der Interes-



ﬁ Bundesministerium -48 -
& der Justiz

senabwagungsklausel. In die Interessenabwagung sind nicht nur die Nachteile der Gesell-
schaft einzubeziehen, die durch die Verzégerung der Eintragung infolge des Anfechtungs-
prozesses auftreten, sondern auch die Nachteile, die der Gesellschaft bei einem Erfolg der
Anfechtungsklage entstehen. Gesetzgeberisches Ziel der Klausel ist eine Abwagung aller
durch die Anfechtungsklage tangierten rechtlichen und wirtschaftlichen Interessen, unabhan-
gig von den Erfolgsaussichten der Anfechtungsklage. Bei der Abwagung sind alle der Ge-
sellschaft im Falle der Nichteintragung drohenden Schaden zu berlcksichtigen und gegen
die Schwere der vom Klager behaupteten Rechtsverletzung und die denkbaren Schaden auf
seiner Seite abzuwagen. Eine Eintragung soll also unter Umstanden auch dann mdglich
sein, wenn bei wahrscheinlich begriindeter Anfechtungsklage die der Gesellschaft durch eine
Versagung der Eintragung drohenden Nachteile den Schaden Gberwiegen, der dem An-
fechtungsklager durch eine Eintragung des rechtswidrigen und damit nichtigen Hauptver-
sammlungsbeschluss entsteht. Dies mag bei besonderer Schwere des behaupteten Rechts-
verstoRRes allerdings anders zu gewichten sein. Da die Wirkungen der Eintragung des Haupt-
versammlungsbeschlusses bzw. der Feststellung seiner Nichtigkeit umfassend sind, also
entweder die Wirkungen des Hauptversammlungsbeschlusses insgesamt eintreten oder
ausbleiben, muss die im Rahmen des Freigabeverfahrens vorzunehmende Abwagung der
beiderseitigen Interessen jeweils das gesamte Interesse der jeweiligen Partei des Anfech-
tungsverfahrens gewichten. Eine Beschrankung der Interessen der Gesellschaft und ihrer
Ubrigen Anteilseigner auf den Verzégerungsschaden wirde das Interesse der Gesellschaft

an der Wirksamkeit des Hauptversammlungsbeschlusses unberticksichtigt lassen.

Fir den Fall, dass die Anfechtungsklage Erfolg hat, nachdem das Prozessgericht die Eintra-
gung freigegeben hat, gewahrt § 246a Abs. 1 Satz 7 dem erfolgreichen Anfechtungsklager
einen Schadensersatzanspruch. Der Schadensersatz umfasst denjenigen Schaden, der ihm
durch die Eintragung entstanden ist. Allerdings kann gemaf § 246a Abs. 1 Satz 8 nicht die
Ruckgangigmachung der Folgen der Eintragung verlangt werden, wenn das Gericht die Be-
standskraft der Eintragung ausgesprochen hat. Diese Einschrankung in Satz 8 ist erforder-
lich, da grundséatzlich der erfolgreiche Anfechtungsklager auch Naturalrestitution, d.h. die
Bezeichnung des Hauptversammlungsbeschlusses als nichtig im Handelsregister verlangen
kann. Insoweit ist der Schadensersatzanspruch des Anfechtungsklagers mit der Rechtsfolge
des § 248 Abs. 1 Satz 3 identisch. In jedem Fall kann der Klager den Ersatz der ihm person-
lich durch die Eintragung entstandenen Schaden gegen Nachweis verlangen. Wie bei § 319
Abs. 6 AktG, § 16 Abs. 3 UmwG handelt es sich bei der Schadensersatzhaftung der Gesell-
schaft um eine verschuldensunabhangige Haftung. Der beim Anfechtungsklager eintretende

Schaden wird sich im Regelfall auf die ihm entstandenen Prozesskosten beschranken.
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Die Einfuihrung des Freigabeverfahrens mit Bestandssicherung entspricht dem Grundanlie-
gen der Regierungskommission Corporate Governance und des 63. Deutschen Juristenta-
ges, missbrauchliche Ausiibungen des Anfechtungsrechtes zu Lasten der Gesellschaft zu
beschranken. Zur Verringerung des Missbrauchsrisikos sind vielfaltige Vorschlage unter-
breitet worden, die auch den vollstandigen Ausschluss des Anfechtungsrechtes flir Kapital-
anleger (Kleinaktionare) und die Einfihrung von Mindestbesitzquoten oder Mindestbesitz-

zeiten flr die Erhebung der Anfechtungsklage vorsahen.

Diesen Vorschlagen folgt der Gesetzentwurf bewusst nicht. Ein Ausschluss oder eine spiir-
bare Einschrankung des Anfechtungsrechtes der Aktionare, insbesondere der Kleinaktionare
ist nicht Ziel des Gesetzentwurfes. Die Anfechtungsklage stellt nach Uberzeugung des Ge-
setzgebers ein wichtiges Kontrollinstrument jedes einzelnen Aktionars dar, welches diesem
unabhangig von seiner Beteiligungsquote oder der Dauer seiner Beteiligung an der Gesell-
schaft zustehen soll. Die positiven Praventivwirkungen der Anfechtungsklage sind bedeuten-
de Bestandteile unseres Corporate Governance Systems und Uberwiegen eventuelle
Nachteile, sofern jedenfalls Gberhand nehmender Missbrauch dieses Instruments durch spe-
zifisch wirkende MaRnahmen eingedammt werden kann. Generelle Beschrankungen der
Anfechtungsbefugnis sind allenfalls dann angezeigt, wenn das Gesetz als Ausgleich andere
Instrumente zur Verfligung stellt, die gleichwertige, aber effizientere Rechtsschutzmdéglich-
keiten bieten (wie z.B. das Spruchverfahren). Missbrauchlichen Anfechtungsklagen ist die
Rechtsprechung entgegen getreten, eine iber die vorgesehenen Mallnahmen hinausgehen-
de generelle Missbrauchsregelung etwa durch eine Generalklausel, durch Fallkataloge oder
ausdrickliche Einfihrung des unbestimmten Rechtsbegriffs ,Missbrauch® in das Gesetz ist

daher nicht erforderlich. Dies kann auch kiinftig der Rechtsprechung tberlassen bleiben.
Zu Nummer 22 (§ 248a AktG - Anderweitige Verfahrensbeendigung):

Die Regelung des § 248a und die im wesentlichen Wortlaut gleichlautende Regelung in

§ 147a Abs. 4 gehen auf eine Empfehlung der Regierungskommission Corporate Governan-
ce sowie auf einen Beschluss des 63. Deutschen Juristentages zurtick: Zahlungsverpflich-
tungen der Gesellschaft im Zusammenhang mit der gerichtlichen oder auf3ergerichtlichen
Beendigung von Anfechtungsprozessen und Widerspriichen gegen Hauptversammlungsbe-
schlisse in anderer Weise als durch Urteil des Prozessgerichtes sollen nur wirksam sein,
wenn die Parteien den vollen Inhalt ihren streitbeendenden Vereinbarungen mit allen Zu-
satzvereinbarungen im Bundesanzeiger verdffentlichen. Die Wirksamkeit von Prozesshand-

lungen bleibt durch diese Vorschrift unberihrt.
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Der Anwendungsbereich von § 248a erfasst alle Arten der Beendigung eines Anfechtungs-
prozesses ab der Erhebung des Widerspruches in der Hauptversammlung, die nicht durch
ein rechtskraftiges Gerichtsurteil erfolgen. Erfasst sind somit insbesondere gerichtliche und
aullergerichtliche Vergleiche und verfahrensbeendende Prozesshandlungen wie Klagrtick-
nahme und Erledigungserklarung. Durch § 248a Satz 4 erfasst werden sollen auch Vereinba-
rungen, die im Vorfeld eines Anfechtungsprozesses, regelmafig nach Einlegung eines Wi-
derspruches, mit Aktionaren oder ihnen nahestehenden Dritten zur Vermeidung eines An-
fechtungsprozesses geschlossen werden. Der Vorstand der Gesellschaft hat die Verfah-
rensbeendigung ohne schuldhaftes Zégern im elektronischen Bundesanzeiger bekannt zu
machen. Damit soll zunachst die Beendigung des Anfechtungsprozesses publik gemacht

werden, dessen Eréffnung der Vorstand gemaf § 246 Abs. 4 bekannt zu machen hat.

Der Entwurf verspricht sich von der Bekanntmachungspflicht aber auch eine abschreckende
Wirkung auf missbrauchliche Anfechtungsklagen. Die Verfahrensbeendigung ist im Bundes-
anzeiger in allen Einzelheiten darzustellen. Zunachst ist anzugeben, auf welche Art der An-
fechtungsprozess beendet wurde. Sodann sind der Wortlaut aller Vereinbarungen und sons-
tigen Abreden zwischen der Gesellschaft, den Anfechtungsklagern sowie Dritten, die im Inte-
resse der Gesellschaft oder im Interesse der Anfechtungsklager handeln, bekannt zu ma-
chen. Die Form der Vereinbarung ist nicht entscheidend. Wird die Gesellschaft im Zusam-
menhang mit der Verfahrensbeendigung zu einer vermégenswerten Leistung irgendeiner Art
verpflichtet, ist diese Leistungspflicht nach Art und Héhe sowie der Beglnstigte anzugeben.
Hierunter fallen alle Formen von Prozesskosten und Aufwandserstattungen, der Vergleichs-
wert, Schadensersatzzahlungen, Honorare aller Art sowie sonstige Zuwendungen, gleich in
welcher Form. Erfasst werden auch Vereinbarungen Gber Rechtsgeschafte wie z.B. Bera-
tungsauftrage mit Aktionaren oder innen nahestehenden Dritten, die im ursachlichen Zu-
sammenhang mit der Beseitigung der Anfechtungslage abgeschlossen werden. Nicht ent-
scheidend ist, ob die vermogenswerte Leistung den Anfechtungsklagern mittelbar oder un-
mittelbar zukommt. Von § 248a wird jede vermdgenswerte Leistung erfasst, welche die Ge-
sellschaft im Zusammenhang mit der Verfahrensbeendigung erbringt. Ferner sind alle Betei-
ligten und ihre Vertreter anzugeben, die am Anfechtungsprozess und seiner Beendigung
beteiligt waren. Als weitere Angabe ist die Anzahl der Aktien bekannt zu machen, die jeder

der Anfechtungsklager halt.

Die Folgen einer Verletzung dieser Bekanntmachungspflicht regelt § 248a Satz 5: Danach ist
die Verpflichtung der Gesellschaft zur Erbringung der von ihr geschuldeten Leistungen un-
wirksam. Gleiches gilt fur Leistungspflichten Dritter, die im Interesse der Gesellschaft han-

deln, wie z.B. Leistungspflichten ihrer Aktionare. Bereits erbrachte Leistungen sind vom Vor-



ﬁ Bundesministerium -51-
& der Justiz

stand der Gesellschaft als ungerechtfertigte Bereicherung zurtickzufordern. Hingegen bleibt
im Interesse der Verfahrenssicherheit die prozessbeendende Verfahrenshandlung geman
§ 248a Satz 6 wirksam. Durch diese Rechtsfolge sollen auch Umgehungen der Vorschrift

vermieden werden.

Konsequenterweise muss der Anfechtungsklager einen Anspruch gegen die Gesellschaft auf
vollstandige Bekanntmachung haben. Diese Interessenlage der Gegenseite wird einer be-

wussten Verschleierung bei den Bekanntmachungen entgegenwirken.

Der Vorstand ist gemal § 248a Satz 7 verpflichtet, den abgeschlossenen Vergleich auf der
nachsten Hauptversammlung in allen wesentlichen Einzelheiten darzustellen. Diese Dar-
stellung ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung wie die Bekanntmachung im Bundesanzeiger
gemal § 248a Satz 5. Dem Vorstand steht es frei, ob er die Hauptversammlung schriftlich,

z.B. im Lagebericht, oder mindlich informiert.
Zu Nummer 23 (§ 249 Abs. 1 AktG - Nichtigkeitsklage):

Statt Anfechtungsklage zu erheben, kann ein Klager auch die Nichtigkeit des Hauptver-
sammlungsbeschlusses gemaf § 249 Abs. 1 durch Nichtigkeitsklage geltend machen. An-
fechtungsklage und Nichtigkeitsklage sind als Instrumente unterschiedlicher Form auf das-
selbe Rechtsschutzziel gerichtet, die richterliche Klarung der Nichtigkeit des Gesellschafter-
beschlusses mit Wirkung fir und gegen jedermann. Der Nichtigkeitsantrag schlie3t den An-
fechtungsantrag mit ein. Ob die Vorschriften Gber die Anfechtungs- oder die Nichtigkeitskla-
ge anzuwenden sind, ist eine vom Prozessgericht zu subsumierende Rechtsfrage. Das Pro-
zessgericht ist verpflichtet, unabhangig vom Antrag und Sachvortrag des Klagers, den ange-
griffenen Hauptversammlungsbeschluss unter Wirdigung des gesamten klagerischen Sach-

vortrages auf seine Nichtigkeit hin zu Gberprifen.

Aus diesem Grund stellt § 249 Abs. 1 Satz 1 nunmehr durch Verweis auf § 246a klar, dass
das Freigabeverfahren sowohl fir Anfechtungsklagen wie fiir Nichtigkeitsklagen gilt. Dies

entspricht der Rechtslage zu § 16 Abs. 3 UmwG.

Die weitere Anderung lést ein Problem der Fristenkoordination, welches sich daraus ergibt,
dass die Ausschlussfrist des § 14 Abs. 1 UmwG fir die Erhebung von Anfechtungs- und
Nichtigkeitsklagen gegen einen Umwandlungsbeschluss nicht auch fir Nichtigkeitsklagen
gegen einen Kapitalerh6hungsbeschluss gilt, der regelmafig erforderlich ist, um bei dem
ubernehmenden Rechtstrager die Anteile zu schaffen, welche den Anteilsinhabern des Uber-
tragenden Rechtstragers als Gegenleistung fir ihre untergehende Beteiligung am Ubertra-

genden Rechtstrager gesetzlich zu gewahren sind. Um zu vermeiden, dass nach Ablauf der
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Anfechtungsfristen der § 14 Abs. 1 UmwG, § 246 Abs. 1 AktG Nichtigkeitsklage gegen den
Kapitalerhéhungsbeschluss erhoben wird, bestimmt § 249 Abs. 1 nunmehr in Satz 3, dass
eine Nichtigkeitsklage gegen einen Kapitalerhéhungsbeschluss der Ausschlussfrist des § 14
Abs. 1 UmwG, § 246 Abs. 1 AktG unterliegt, wenn der Kapitalerhdhungsbeschluss Voraus-
setzung fir die Eintragung eines Umwandlungsbeschlusses ist und dieser Umwandlungsbe-
schluss wegen Verfristung nach § 14 Abs. 1 UmwG oder Klagabweisung nicht mehr ange-

griffen werden kann.

Zu Nummer 24 (§ 250 Abs. 3 AktG - Nichtigkeit der Wahl von Aufsichtsratsmitglie-

dern):
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 19 und Nummer 22.

Zu Nummer 25 (§ 251 Abs. 3 AktG - Anfechtung der Wahl von Aufsichtsratsmitglie-

dern):
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 22.

Zu Nummer 26 (§ 254 Abs. 2 AktG - Anfechtung des Beschlusses iiber die Verwen-

dung des Bilanzgewinns):

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 22.

Zu Nummer 27 (§ 255 Abs. 3 AktG - Anfechtung der Kapitalerh6hung gegen Einlagen):
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 22.

Zu Nummer 28 (§ 257 Abs. 2 AktG - Anfechtung der Feststellung des Jahresabschlus-

ses durch die Hauptversammlung):
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 22.
Zu Nummer 29 (§ 258 Abs. 2 und Abs. 5 AktG - Bestellung der Sonderpriifer):

Es handelt sich um Folgeanderungen zu Nummer 4, Nummer 9 und Nummer 11. Die Ande-
rung des Quorums fur das Verlangen einer Minderheit auf die gerichtliche Bestellung eines
Sonderprifers in § 142 Abs. 2 Satz 1 auf den Schwellenwert des hundertsten Teils des
Grundkapitals oder einen Bérsenwert von 100.000 Euro flhrt dazu, dass der Schwellenwert
fur das Verlangen einer Minderheit auf die gerichtliche Bestellung eines Sonderprifers in

§ 258 Abs. 2 Satz 3 entsprechend anzupassen ist, um Wertungswiderspriiche zu vermeiden.

In beiden Fallen gilt nunmehr derselbe Schwellenwert.
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Des weiteren war — in der Folge der Novellierung des § 123 —in § 258 Abs. 2 Satz 4 neben
die herkdmmliche, aber weitgehend ungebrauchliche Hinterlegung der Nachweis des depot-

fuhrenden Kreditinstituts Uber die ,Sperrung“ zu setzen.

Zu Nummer 30 (§ 259 Abs. 1 Satz 3 AktG - Priifungsbericht. AbschlieBende Feststel-

lungen):

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 11.

Zu Nummer 31 (§ 275 Abs. 4 AktG Klage auf Nichtigerklarung):

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 22.

Zu Nummer 32 (§ 280 Abs. 1 AktG - Feststellung der Satzung. Griinder):

Durch das Gesetz fur kleine Aktiengesellschaften und zur Deregulierung des Aktiengesetzes
vom 02.08.1994 wurde § 2 dahingehend geandert, dass eine Aktiengesellschaft von einer
Person gegriindet werden kann. Diese Regelung steht im Gegensatz zu § 280 Abs. 1 Satz 1,
der fur die Grindung einer KGaA unverandert funf Grinder verlangt. Andererseits ist im
Umwandlungsrecht in § 197 Satz 2 UmwG anerkannt, dass eine KGaA im Rahmen eines
Umwandlungsvorganges auch von einer Person gegrundet werden kann. Allgemeine Ansicht
ist ferner, dass eine KGaA auch als Ein-Personen-Gesellschaft bestehen kann. Es besteht
daher kein Grund, fur die Grindung einer KGaA weiterhin finf Griinder zu verlangen. Daher
wird in § 280 Abs. 1 Satz 1 der Hinweis auf die Mindestzahl von Griindern gestrichen. Damit
gilt auch fur die KGaA § 2 mit der Folge, dass die Griindung einer KGaA durch eine Person
erfolgen kann, die zugleich personlich haftender Gesellschafter wird und alle Kommanditak-

tien der Gesellschaft tibernimmt.
Zu Nummer 33 (§ 289 Abs. 4 AktG - Auflésung):

Seit der Neufassung des § 131 Abs. 1 HGB durch das Handelsrechtsreformgesetz vom 22.
Juni 1998 stellt die Kiindigung der Gesellschaft durch einen Gesellschafter keinen Auflo-
sungsgrund mehr dar. Vielmehr flhrt die Kiindigung gemaf § 131 Abs. 3 Nr. 3 HGB seither
zum Ausscheiden des Gesellschafters unter Fortfihrung der Gesellschaft mit den anderen
als gesetzlichen — wenn auch abdingbaren - Regelfall. Diese Anderung in § 131 Abs. 1 HGB
wurde in § 289 Abs. 4 AktG nicht nachvollzogen. Da eine Kiindigung der KGaA durch die
Kommanditaktionare aktienrechtlich unzulassig ist, geht die Regelung in § 289 Abs. 4 Satz 1

erste Alternative seither ins Leere. Die Neufassung passt § 289 Abs. 4 Satz 1 der geander-
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ten Rechtslage an. Eine weitergehende Anderung der Rechtslage ist damit nicht beabsich-

tigt.
Zu Nummer 34 (§ 315 Satz 2 AktG - Sonderpriifung):

Es handelt sich um eine Folgeénderung zu Nummer 9. Die Anderung des Quorums fiir das
Verlangen einer Minderheit auf die gerichtliche Bestellung eines Sonderprifers in § 142
Abs. 2 Satz 1 auf den Schwellenwert des hundertsten Teils des Grundkapitals oder einen
Borsenwert von 100.000 Euro fuhrt dazu, dass der Schwellenwert fiir das Verlangen einer
Minderheit auf die gerichtliche Bestellung eines Sonderpriifers in § 315 Satz 2 entsprechend
anzupassen ist, um Wertungswiderspriiche zu vermeiden. Ebenso wie bei § 258 Abs. 2 gilt
nunmehr in § 315 Satz 2 derselbe Schwellenwert wie in § 142 Abs. 2 Satz 1.

Zu Nummer 35 (§ 320b Abs. 2 AktG - Abfindung der ausgeschiedenen Aktionére):
Es handelt sich um eine Anderung im Zusammenhang mit Nummer 18.

Zu Nummer 36 (§ 327f AktG - Gerichtliche Nachpriifung auf Abfindung):

Es handelt sich um eine Anderung im Zusammenhang mit Nummer 18.

Zu Nummer 37 (§ 402 AktG - Falsche Ausstellung von Berechtigungsnachweisen)

Da der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme in der Hauptversammlung und Ausubung
des Stimmrechts kunftig nur noch in Ausnahmefallen ber Hinterlegungsbescheinigungen
gefuhrt werden wird, in der Regel aber Gber andere Bescheinigungen, insbesondere Be-
scheinigungen des depotfiihrenden Kreditinstituts, muss die Vorschrift auf diese Falle er-

streckt werden.
Zu Nummer 38 (§ 407 Abs. 1 Satz 1 AktG - Zwangsgelder):

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 22.
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B.
Zu Artikel 2.

Zur Anderung sonstiger Vorschriften des Bundesrechts

Zu Nummer 1 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Aktiengesetz - Neufassung
der Ubergangsvorschrift § 16 EGAktG zu § 123 Abs. 2, 3 und § 125 Abs. 2 AktG):

Die bisherige Regelung in § 16 EGAktG hat sich durch Zeitablauf berholt. Aus diesem
Grund kann die Vorschrift neu besetzt werden. § 16 EGAKtG regelt nun die Anmeldung und
Nachweisberechtigung fir Hauptversammlungen gemaf § 123 Abs. 2 und 3 und § 125
Abs. 2 Aktiengesetz dahingehend, dass die Neuregelung nur gilt fir Hauptversammlungen,
die nach dem 31.12.2004 stattfinden. Es kommt also nicht auf den Zeitpunkt der Einberu-
fung, der Versendung der Mitteilungen, den Stichtag fur die Nachweisberechtigung etc. an,
sondern alleine auf den Tag der Hauptversammlung. Die Ubergangsregelung stellt fest, dass
Satzungsbestimmungen die die Hinterlegung von Aktien als Voraussetzung fir die Teilnah-
me oder die Ausliibung des Stimmrechts bestimmen, fir Hauptversammlungen nach dem
31.12.2004 zwar vorbehaltlich einer zwischenzeitlich erfolgten und sicherlich auch anzura-
tenden Satzungsanderung weiterhin wirksam sind, dass jedenfalls aber auch der Nachweis

des depotfiihrenden Finanzinstituts ausreichend ist.

Zu Nummer 2 (Anderung des Gesetzes liber die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit — Anderung des § 145 FGG):

Es handelt sich um Folgeanderungen zu Artikel | A Nummer 13.

Zu Artikel 3.

Das Gesetz soll méglichst in einer hauptversammlungsarmen Zeit in Kraft treten.



	Entwurf eines Gestzes zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG)
	Artikel 1 - Änderung des Aktiengesetzes
	Nr. 1 (§ 93 Abs. 1 Satz 1) 
	Nr. 2 (§ 117 Abs. 7 Nr. 1)
	Nr. 3 (§ 122 Abs. 1 Satz 3)
	Nr. 4 (§ 123)
	Nr. 5 (§ 125 Abs. 2 Nr. 1)
	Nr. 6 (§ 127)
	Nr. 7 (§ 130 Abs. 1 Satz 2)
	Nr. 8 (§ 131)
	Nr. 9 (§ 135 Abs. 4 Satz 3)
	Nr. 10 (§ 142)
	Nr. 11 (§ 145)
	Nr. 12 (§ 146)
	Nr. 13 (§ 147)
	Nr. 14 (§ 147 a)
	Nr. 15 (§ 193 Abs. 2 Nr. 4)
	Nr. 16 (§ 237 Abs. 5)
	Nr. 17 (§ 242 Abs. 2)
	Nr. 18 (§ 243 Abs. 4)
	Nr. 19 (§ 245 Nr. 1)
	Nr. 20 (§ 246 Abs. 3)
	Nr. 21 (§ 246 a)
	Nr. 22 (§ 248 a)
	Nr. 23 (§ 249 Abs. 1)
	Nr. 24 (§ 250 Abs. 3 Satz 1)
	Nr. 25 (§ 251 Abs. 3)
	Nr. 26 (§ 254 Abs. 2 Satz 1)
	Nr. 27 (§ 255 Abs. 3)
	Nr. 28 (§ 257 Abs. 2 Satz 1)
	Nr. 29 (§ 258 Abs. 2)
	Nr. 30 (§  259 Abs. 1 Satz 3)
	Nr. 31 (§ 275 Abs. 4 Satz 1)
	Nr. 32 (§ 280 Abs. 1)
	Nr. 33 (§ 289 Abs. 4 Satz 1)
	Nr. 34 (§ 315 Satz 2)
	Nr. 35 (§ 320 b Abs. 2)
	Nr. 36 (§ 327 f)
	Nr. 37 (§ 402)
	Nr. 38 (§ 407 Abs. 1 Satz 1)

	Artikel 2 - Änderung sonstigen Bundesrechts
	§ 16 des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz

	Artikel 3 - Inkrafttreten
	Begründung
	I. Allgemeiner Teil
	II. Besonderer Teil
	A.
	Artikel 1
	Nr. 1
	Nr. 2
	Nr. 3
	Nr. 4
	Nr. 6
	Nr. 7
	Nr. 8
	Nr. 9
	Nr. 10
	Nr. 11
	Nr. 12
	Nr. 13/14
	Nr. 15
	Nr. 16
	Nr. 17
	Nr. 18/35/36
	Nr. 19
	Nr. 20
	Nr. 21/17
	Nr. 22
	Nr. 23
	Nr. 24
	Nr. 25
	Nr. 26
	Nr. 27
	Nr. 28
	Nr. 29
	Nr. 30
	Nr. 31
	Nr. 32
	Nr. 33
	Nr. 34
	Nr. 35
	Nr. 36
	Nr. 37
	Nr. 38

	B.
	Artikel 2
	Artikel 3






